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LIEBE LESER,
seit zahlreichen Ausgaben beschäftigen wir uns mit dem Thema 
Sozialabbau. Wir könnten dutzende Zeitungen füllen, in denen 
wir einzig und allein die zahlreichen Vorschläge der Regierung 
entwirren: Jeden Tag eine neue Ankündigung der Regierung, in 
jeder Tarifrunde eine neue Dreistigkeit der Kapitalseite, in jeder 
Talkshow eine neue Erzählung, warum es jetzt wirklich nicht 
anders geht. 
Doch trotzdem bleibt der Widerstand bisher gering. Darum wid-
men wir uns in dieser Ausgabe der Frage, mit welcher Taktik die 
Regierung kürzt, um die Proteste kleinzuhalten, was hinter den 
Reformen im Gesundheitsbereich steckt, welche Rolle die Ge-
werkschaften spielen (könnten) und wie es denn jetzt wirklich 
um die Inflation steht - unabhängig von den geschönten Zahlen. 
Aber wir wollen auch aufzeigen, was Armut und Arbeitsbelas-
tung, die gerade systematisch hochgefahren werden, mit Men-
schen machen: Was passiert, wenn ein Arbeiter stirbt?
All diese Fragen behandeln wir nicht umsonst, sondern um uns 
zu helfen, in den nächsten Monaten den Protest hochzufahren, 
Initiativen und Bündnisse zusammenzurufen, Aktionen anzu-
setzen, aufzuklären und die Angriffe auf unsere Lebensbedin-
gungen nicht unbeantwortet zu lassen!

Weitere Themen sind die Hetze der AfD in ihrem neuen Wahl-
programm für Sachsen-Anhalt, die Lage der Pressefreiheit, die 
China-Besuche von Trump, Putin und Reiche sowie die strategi-
schen Angriffe des VW-Konzerns auf die Beschäftigten. 

WIR WÜNSCHEN VIEL SPASS BEIM LESEN UND GUTE 
DISKUSSION,

DIE REDAKTION

IM JUNI…1953
VOLKSAUFSTAND IN DER DDR

Am 17. Juni wird in ganz Deutschland des Volksaufstands in der 
DDR gedacht – besonders antikommunistische Institutionen wie die 
„Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“ nutzen diesen 

Tag, genau wie die Bundesregierung, um sich als Demokraten zu 
inszenieren und den Sozialismus als grundsätzlich undemokratisch 
darzustellen. Doch auch für Kommunisten müssen die Geschehnis-

se des 17. Juni 1953 Fragen aufwerfen.
Mit dem Sieg der Sowjetunion und der Alliierten war für Deutsch-

land nach dem Zweiten Weltkrieg zwar ein neuer Weg möglich ge-
worden, zugleich aber waren die fortschrittlichen und kommunis-

tischen Kräfte durch das Morden der Nazis und das jahrelange Exil 
vieler Verfolgter geschwächt. Die Sowjetunion strebte daher kein 
sozialistisches, sondern ein vereintes und neutrales Deutschland 
an - wie in Österreich. Am 10. März 1952 überbrachte der sowje-
tische Außenminister eine Note Stalins an die USA, in der er dies 

vorschlug. Am 25. März 1952 lehnten die Westmächte ab. Kanzler 
Konrad Adenauer sagte: „Lieber das halbe Deutschland ganz als das 
ganze Deutschland halb.“ Sie wollten die Spaltung und Kalten Krieg. 
Doch obwohl der Druck der Westmächte, die jeden Fehler ausnutz-

ten, schwer auf der DDR lastete, verschärfte die ohnehin auf schwa-
chen Füßen stehende Führung der SED den „Kurs zum Aufbau des 
Sozialismus“ auf eine Art und Weise, die zahlreiche Widersprüche 
hervorrief, vor allem zur Arbeiterschaft. Anfang Juni 1953 erhöhte 

die SED in der DDR die Arbeitsnormen, dekretierte, dass für den 
Erhalt des bisherigen Lohns die Arbeiterinnen und Arbeiter mehr 
leisten oder aber weniger verdienen müssten. Bekanntlich führte 
dies zu Streiks, zu Massenstreiks, zu Massendemonstrationen und 
zu einem Aufstand, der vielerorts zur Erstürmung von Gefängnis-
sen führte. Die sowjetischen Truppen eilten zu Hilfe und schlugen 

den Aufstand nieder. Die SED-Führung verschanzte sich in einer 
Kaserne und ließ die sowjetische Armee die Kastanien aus dem 

Feuer holen. Kämpferische Kommunisten setzten sich hingegen in 
Betrieben und Stadtteilen mit den unzufriedenen Kolleginnen und 

Kollegen auseinander. In bürokratischer Weise „korrigierte“ die 
SED-Führung zwar ihre Fehler, um die Massen zu beruhigen. Doch 

die allgemeine Haltung wurde von Bertolt Brecht passend in einem 
Gedicht kritisiert: 

Nach dem Aufstand des 17. Juni 
Ließ der Sekretär des Schriftstellerverbands 

In der Stalinallee Flugblätter verteilen 
Auf denen zu lesen war, daß das Volk 

Das Vertrauen der Regierung verscherzt habe 
Und es nur durch verdoppelte Arbeit 

zurückerobern könne. Wäre es da 
Nicht doch einfacher, die Regierung 

Löste das Volk auf und 
Wählte ein anderes?

Es ist hier nicht der Ort zu diskutieren, ob der Aufstand allein das 
Werk von Westprovokateuren und -agenten war, wie es die SED 

tat. Die gab es natürlich. Vielmehr soll hier der Grundsatz vertreten 
werden, dass die Angriffe von außen mit Sicherheit vermittels der 

Widersprüche, Ungereimtheiten und Fehler im Inneren der DDR 
wirkten! Wer per Dekret über die Arbeiter herrschen will, darf sich 

über die Folgen nicht wundern, zumal der Gegner im Westen durch 
den Marshallplan deutlich zeigte, wie er die Propaganda- und Wirt-

schaftsschlacht zu gewinnen gedachte. Wer die Fehler der SED nicht 
diskutieren will, wird nie die Lehren aus dem politischen Waterloo 

dieser Partei am 17. Juni 1953 ziehen können.

Redaktionsschluss für die nächste 
Ausgabe ist der 24. Juni.
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Der Sozialstaat ist nicht ein von ir-
gendjemandem geschenktes Siche-
rungssystem, sondern das Ergebnis 

blutiger Klassenkämpfe. Seine Entstehung 
im 20. Jahrhundert beruhte auf der Stärke 
der sozialistischen Arbeiterbewegung, auf 
gewerkschaftlicher Macht und der realen 
Angst des Kapitalismus vor dem Sozialis-
mus. Bismarcks Sozialgesetzgebung war 
der Zwang des deutschen Reichskanzlers, 
auf die revolutionären Forderungen der 
Arbeiterklasse zu reagieren. Er wollte einer 
Revolution entgegenwirken, nicht zuletzt, 
um dem Sozialismus den Nährboden zu 
entziehen und die Arbeiterklasse in das ka-
pitalistische System zu integrieren. Kauts-
ky, der sogenannte „Papst des Marxismus“ 
nach Engels Tod, fasste diese Tendenz der 
damaligen Sozialdemokratie folgenderma-
ßen zusammen: „Die Sozialdemokratie ist 
eine revolutionäre, nicht aber eine Revo-
lutionen machende Partei“ („Der Weg zur 
Macht“, 1909). In dieser Phase wurde die 
SPD eine Partei der Reformen, um den Ka-
pitalismus lebenswert zu machen und zu 
erhalten, anstatt einen Arbeiterstaat auf-
zubauen. Seither hat sich diese Logik auch 
tief in das deutsche politische Bewusstsein 
eingebrannt. Nach zwei Weltkriegsnie-
derlagen wurde die Bundesrepublik auf-
gebaut. Auch hier setzte sich die Idee des 
Sozialstaates durch, hatte man doch eine 
reale Angst, da der Sozialismus bis zum Os-
ten des eigenen Landes vorgedrungen war.

Der „ideelle Gesamtkapitalist“
In diesem Kontext etablierte sich auch die 
Idee, dass der Staat eine neutrale Einrich-
tung sei, die über den Klassen stehe und 
zwischen den unterschiedlichen Interes-
sen vermittele. Doch dieser Schein trügt, 
denn der Staat als „ideeller Gesamtka-
pitalist“, wie Engels ihn in seinem Werk 
„Anti-Dühring“ nannte, schützt lediglich 
die gemeinsamen Klasseninteressen al-
ler Kapitalisten. Er greift korrigierend 
ein, wenn der Eigennutz einzelner Unter-
nehmen den Bestand des kapitalistischen 
Systems gefährdet, übernimmt Aufgaben 
wie Bildung, Verkehr, Pfl ege und Gesund-
heit, die für das Funktionieren der Ge-
samtwirtschaft und die Regenerierung 
der Arbeitskraft notwendig sind, sich 
aber für Privatunternehmer nicht di-
rekt lohnen und schützt zuletzt Macht-
strukturen und Eigentumsverhältnisse: 
Je nach Stärke der Klassenkämpfe mal 
etwas mehr Sozialstaat, mal etwas weni-
ger, aber immer im Interesse des kapita-
listischen Systems. Seit den 1970er Jahren 
hat sich dieses Kräfteverhältnis zwischen 
Arbeit und Kapital zu Gunsten der herr-
schenden Kapitalistenklasse verschoben. 
Der Sozialstaat wurde nach und nach zu-
rückgefahren, nicht durch einen Bruch, 
sondern eine schrittweise Verschiebung – 
eine sogenannte Salamitaktik des Sozial-
abbaus.

Jeden Tag neue Meldungen, was am Sozialstaat zu viel ist und abgeschnitten gehört. Die 
Merz-Regierung stößt jeden Tag mit neuen Vorschlägen vor und erklärt, wo gekürzt werden 
soll. Die Art und Weise, wie die Kürzungen verkauft werden, ist darauf ausgelegt, Widerstand 
zu verhindern.

Bis 
nichts 
mehr 
bleibt

Seit den 1990er Jahren hat sich die deut-
sche Sozialpolitik grundlegend verändert. 
Politiker, Wirtschaftsverbände und große 
Teile der Medien bezeichneten diese Ver-
änderungen meist als notwendige „Refor-
men“, die Deutschland modernisieren und 
an die Bedingungen der Globalisierung an-
passen sollten. Dabei handelt es sich aber 
nicht um „neutrale Modernisierung“, son-
dern um eine Umverteilung des Reichtums 
von unten nach oben.
Auff ällig ist dabei, dass große Einschnitte 
selten off en angekündigt wurden. Statt-
dessen erfolgt der Umbau des Sozialstaa-
tes schrittweise — „Scheibe für Scheibe“. 
Immer wieder wurde behauptet, Deutsch-
land stehe vor dem Zusammenbruch: Die 
Renten seien nicht mehr fi nanzierbar, 
Arbeitslose belasteten die Gesellschaft, die 
internationale Lage zwinge zu Einschnit-
ten, Migranten wandern ins Sozialsystem 
ein. Der Sozialstaat erschien plötzlich 
nicht mehr als gesellschaftliche Errungen-
schaft, sondern als Problem. Besonders 
prägend war dabei die Vorstellung der „Al-
ternativlosigkeit“. Wer gegen Sozialabbau 
argumentiert, wird häufi g als unrealis-
tisch oder wirtschaftsfeindlich dargestellt. 
Dadurch verschiebt sich das politische 
Denken. Nicht mehr die Frage nach so-
zialer Gerechtigkeit steht im Mittelpunkt, 
sondern die Anpassung der Gesellschaft 
an die Bedürfnisse „des Marktes“.
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Hartz IV als Klassenprojekt
Den zentralen Wendepunkt dieser Ent-
wicklung markierte die Agenda 2010 un-
ter SPD-Bundeskanzler Gerhard Schröder, 
dessen Kanzlerschaft das Ende der SPD 
einleitete, die damals von einer „Volks-
partei“ zu jetzt einer nahezu marginali-
sierten Partei schrumpfte. Gerade weil die 
Sozialdemokratie historisch eng mit der 
Arbeiterbewegung verbunden war, konn-
te sie neoliberale Reformen oft effektiver 
durchsetzen als die konservative Union, 
da sie den Widerstand intern kontrollie-
ren konnte.
Ein offener Frontalangriff der Union auf 
den Sozialstaat hätte wahrscheinlich 
stärkeren gesellschaftlichen Widerstand 
ausgelöst. Unter sozialdemokratischer 
Führung erschienen dieselben Maßnah-
men jedoch als „vernünftige Modernisie-
rung“. Dadurch wurde die Opposition ge-
schwächt und sozialer Protest teilweise 
entpolitisiert, mit der Sozialdemokratie 
verbundene Gewerkschaften gerieten in 
Sinnkrisen und verloren an Zulauf oder 
Kampfgeist.
Offiziell sollten die rot-grünen „Reformen“ 
der Jahrtausendwende Arbeitslosigkeit be-
kämpfen und Deutschland wettbewerbs-
fähiger machen. Tatsächlich veränderten 
sie jedoch vor allem das Machtverhältnis 
zwischen Kapital und Arbeit. Mit Hartz IV 
entstand ein System der Angst und diese 
Angst wirkte dabei weit über die Gruppe 
der Erwerbslosen hinaus. Auch Beschäf-
tigte wurden diszipliniert, weil die Dro-
hung des Absturzes in Hartz IV ständig 
präsent blieb. 
Nicht ein einziger radikaler Einschnitt zer-
störte den alten Sozialstaat, sondern eine 

Serie kleiner Veränderungen: Es fing mit 
der Lockerung der Arbeitszeiten an, dann 
folgte die Einführung von Leiharbeit, ge-
folgt von der Einführung von Minijobs, 
nachdem lange „über die Flexibilisierung 
der Arbeit“ diskutiert wurde. Es betraf 
am Anfang auch nicht die ganze Arbeiter-
klasse, sondern nur die „schmarotzenden 
Arbeitslosen“. „Arno Dübel – Deutschlands 
frechster Arbeitsloser“ wurde sogar von 
der Bild „nach Malle“ geschickt, um Hartz-
Gesetze zu rechtfertigen.

Die Privatisierung sozialer Risiken
Auch die Rentenpolitik folgte demselben 
Muster. Zunächst wurde ein drohender 
Kollaps der gesetzlichen Rente heraufbe-
schworen. Anschließend wurden schritt-
weise Kürzungen eingeführt und private 
Vorsorge mit der Riester-Rente als Lösung 
propagiert. Jeder Einzelne sollte nun selbst 
für Alter, Arbeitslosigkeit oder Krankheit 
vorsorgen. Damit wandelte sich das Men-
schenbild: Der Bürger erschien nicht mehr 
als Teil einer solidarischen Gesellschaft, 
sondern als Unternehmer seiner eigenen 
Existenz, eine „Ich-AG“, wie es damals ge-
nannt wurde. Heute folgt das gleiche Mus-
ter. Rente soll schrittweise in eine Grundsi-
cherung umgebaut werden, während Opa 
sich mit Aktien eindecken soll.
Ähnliche Prozesse lassen sich auch im 
Gesundheitssystem beobachten. Praxis-
gebühren, Fallpauschalen (DRGs) und 
Privatisierungen wurden zunächst als be-
grenzte Effizienzmaßnahmen präsentiert. 
Tatsächlich führten sie zu einer tiefgrei-
fenden Ökonomisierung medizinischer 
Versorgung und schufen falsche Anreize 
für Krankenhäuser. Erheblicher Kosten-

druck, Pflegekräfte am Limit, unzufriede-
ne Patienten wurden Normalität, während 
Profitgedanken zunehmend medizinische 
Entscheidungen bestimmten.
Scheibe für Scheibe
Dass sozialer Abbau oft nur in kleinen 
Schritten passiert, ist kein Zufall. Dahin-
ter steckt ein Mechanismus, der auch in 
der Psychologie gut bekannt ist: Men-
schen gewöhnen sich an langsame Ver-
änderungen leichter als an plötzliche 
Einschnitte. Was heute noch Empörung 
auslöst, wirkt nach ein paar Jahren oft 
völlig normal. Genau deshalb werden 
viele Verschlechterungen nicht auf ein-
mal durchgesetzt. Kleine Kürzungen oder 
schrittweise Veränderungen erzeugen 
weniger Widerstand als ein offener Groß-
angriff. Erst Jahre später wird sichtbar, 
wie weit sich die gesellschaftlichen Ver-
hältnisse eigentlich verschoben haben.
Hinzu kommt das Gefühl politischer Ohn-
macht. Wenn Menschen immer wieder 
erleben, dass Proteste nichts verändern 
oder politische Entscheidungen ohnehin 
über ihre Köpfe hinweg getroffen werden, 
ziehen sich viele zurück. Politik erscheint 
dann nicht mehr als etwas, das man beein-
flussen kann, sondern als etwas, das ein-
fach passiert. Auch heute sehen wir das: 
Um den Abbau sozialer Rechte zu recht-
fertigen wird eine permanente, nahezu 
mystische Krisenerzählung aufgebaut: 
Ob demografischer Wandel, leere Kassen, 
Staatsverschuldung oder „Der Russe steht 
vor unserem Garten und will die Oma tö-
ten, wenn wir uns nicht bis auf die Zäh-
ne bewaffnen“: Der Sozialstaat ist längst 
keine Errungenschaft mehr, die man be-
halten und ausbauen möchte, sondern 
wird als Last auf dem Weg zur Weltmacht 
betrachtet. Die Ausweitung prekärer Be-
schäftigung, Abschaffung von Krankheits-, 
Urlaubs- oder Feiertagen, Erhöhung der 
Wochen- und Lebensarbeitszeit, Erpres-
sung durch Arbeitslosigkeit und die Indi-
vidualisierung sozialer Absicherung wie 
Rente und Gesundheit sollen als notwen-
dige Übel verkauft werden. Die Politik dis-
kutiert lang und breit darüber, wie die „nö-
tigen Maßnahmen“ denn jetzt umzusetzen 
seien und erzeugt dadurch Zustimmung 
oder zumindest Passivität. Hier zeigt sich 
die Funktion der Salamitaktik besonders 
deutlich: Sie produziert Gewöhnung. Was 
zunächst für laute Empörung sorgte, wird 
durch permanent wiederholte Alternativ-
losigkeit zur Normalität. Mit der Zeit ent-
steht das Gefühl, dass Widerstand ohnehin 
nichts bringe und dass es „keine Alternati-
ve“ gebe. Dadurch verschiebt sich Schritt 
für Schritt das, was eine Gesellschaft über-
haupt noch als normal oder akzeptabel 
empfindet.

Zahl der Superreichen in Deutschland in einem Jahr um fast 30% gestiegen
Nach einer Untersuchung der Unternehmensberatung Boston Consulting Group (BCG) ist die 
Zahl der Superreichen, die mehr als 100 Millionen Dollar besitzen, von 2024 auf 2025 um fast 
30% auf 5000 gestiegen. Von den 12,4 Billionen Dollar Finanzvermögen besitzen sie 27,3%. 
BCG stellt fest: „Die Konzentration des Vermögens an der Spitze nimmt weiter zu…“ Zusam-
men mit den über 700.000 Multimillionären in Deutschland verfügen die Superreichen über 
52,8% des Finanzvermögens. Die Nettovermögen in Deutschland stiegen 2025 um rund 15%.
Wenn also über Krise geredet und festgestellt wird, „uns geht’s schlecht“, dann stecken offen-
sichtlich nicht alle in der Krise und nicht allen geht es schlecht. Für Bildung, Renten, Gesund-
heit, Pflege, Wohnungsbau ist „kein Geld da“. Die Reallöhne sinken seit einigen Jahren.
Uns wird immer wieder versprochen, wenn es den Reichen gut geht, dann können die inves-
tieren und dann geht es allen gut. Doch die Realität sieht anders aus. Von 2024 auf 2025 ist 
das BIP leicht geschrumpft. Die Wirtschaft stagnierte. Zehntausende wurden entlassen. Jeden 
Tag erklingt die alte Leier, dass „Reformen“, also drastische Kürzungen in allen Bereichen 
dringend nötig sind, damit es der Wirtschaft wieder gut geht. Angeblich reichen die Renditen 
nicht mehr aus, damit sich investieren lohnt und die Arbeitsplätze sicher sind.
Die Zahlen zeigen ein anderes Bild: Selbst als das BIP zurückging, stieg der Reichtum der Ka-
pitalisten extrem um 30%. Dem Kapital reichen aber Renditen nicht aus, die zu so einem für 
sie tollen Ergebnis führen. Aus Geld muss eben mehr Geld werden. Es reicht nie. Die Arbeiter-
klasse und das Volk werden dafür immer massiver zur Kasse gebeten – ein gutes Argument 
für die Abschaffung des Kapitalismus, der der großen Mehrheit nichts mehr zu bieten hat.



TITELTHEMA 5

„Mit Macht für die 8!“ Demonstrationen 
zur Verteidigung des 8-Stunden-Tages. 
Am 10. Juni tagen in Hannover die Lan-
desgesundheitsminister und ver.di ruft 
zum Protest zur Verteidigung des Gesund-
heitssystems auf. In immer mehr Städten 
bilden sich Initiativen – aus der Jugend-
hilfe, den Betrieben und Krankenhäusern 
oder den Universitäten kommen Kräfte 
zusammen, um sich gegen den Sozialab-
bau zu stellen. Und nicht zuletzt stehen 
in diesem Jahr wichtige Tarifrunden an – 
die größte davon in der Metall- und Elek-
troindustrie – die zentrale Momenten des 
Widerstands sein können. wenn sie von 
den Kolleginnen und Kollegen dazu ge-
macht werden.

Was es braucht
Die Regierung wendet bewusst zahlrei-
che Taktiken an, um den Widerstand 
gegen die sich ständig verschlechternden 
Lebensbedingungen zu brechen. Umso 
wichtiger ist es, nicht die Füße stillzu-
halten, sondern den Finger in die Wunde 
zu legen und aufzuzeigen, dass die viel 
diskutierten Kürzungen auf Papier rea-
le Auswirkungen haben und diese nicht 
einfach über uns ergehen zu lassen. Im 
März wurde von 14 Sozialverbänden und 
Gewerkschaften ein neues Bündnis für 
den Sozialstaat einberufen – leider wird 
bisher wenig Protest auf die Straßen ge-
tragen. Doch es gibt ihn - wenn auch 
noch klein - bereits hier und da: In Kiel 
veranstaltete der DGB unter dem Motto 

Der Sozialabbau lief nicht nur in Deutsch-
land nach demselben Muster ab. Seit den 
1970er Jahren wurden in fast allen west-
lichen Industriestaaten soziale Rechte 
Stück für Stück abgebaut. Kaum irgendwo 
geschah das off en und direkt. Stattdessen 
wurde jede Kürzung als notwendige Ant-
wort auf eine Krise verkauft: mal Infl ati-
on, mal Staatsverschuldung, mal interna-
tionale Konkurrenz. Immer hieß es, man 
müsse „den Gürtel enger schnallen“, um 
den Standort zu retten.

Thatcherismus in Großbritannien
Besonders deutlich zeigte sich das unter 
Margaret Thatcher in Großbritannien. 
Nach der Krise der 1970er Jahre erklärte 
ihre Regierung Gewerkschaften, Streiks 
und den Sozialstaat praktisch zum Haupt-
problem des Landes. Schrittweise wurden 
staatliche Betriebe privatisiert, Arbeiter-
rechte eingeschränkt und Sozialleistungen 
gekürzt. Gleichzeitig verkaufte der Staat 
massenhaft öff entliche Wohnungen. That-
cher präsentierte diese Politik nicht als 
politische Entscheidung, sondern als an-
geblich alternativlosen Weg. Ihr berühm-
ter Satz „There is no alternative“ wurde 
später zum Leitspruch neoliberaler Politik 
weit über Großbritannien hinaus.

Reaganomics in den USA
Ähnlich verlief die Entwicklung in den 
USA unter Ronald Reagan. Auch dort 
wurde der Staat plötzlich als Hindernis 
dargestellt: Sozialprogramme galten als 
ineffi  zient, hohe Unternehmenssteuern 
als Wachstumsbremse. Die Einschnitte 
kamen nicht auf einmal, sondern Schritt 
für Schritt. Zuerst Steuersenkungen für 
Unternehmen und Reiche, dann Deregu-
lierung der Finanzmärkte, Kürzungen 
sozialer Programme und schließlich die 
Privatisierung öff entlicher Aufgaben. 
Gleichzeitig wurden Gewerkschaften mas-
siv geschwächt.

Austeritätspolitik in Griechenland
Nach der Finanzkrise 2008 wurde Grie-
chenland zum europäischen Beispiel da-
für, wie Sozialabbau unter Krisendruck 
durchgesetzt wird. Unter Aufsicht von 
Verwaltern der EU, Europäischer Zent-
ralbank und Internationalem Währungs-
fonds folgte ein Sparpaket nach dem an-
deren: Rentenkürzungen, Entlassungen im 
öff entlichen Dienst, Lohnsenkungen und 
Privatisierungen. Jede neue Maßnahme 
wurde als „letzte notwendige Rettung“ 
verkauft. Tatsächlich verschlechterten 
sich die Lebensbedingungen großer Teile 
der Bevölkerung über Jahre hinweg im-
mer weiter.
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Was ist der Verein demokratischer 
Ärzt*innen? Seit wann bist du im Ver-
ein und in deinem Berufsfeld tätig und 
für was setzt du dich ein?

Der vdää*ist ein Berufsverband, der in den 
1980er Jahren gegründet wurde als Dach-
verband der Listen demokratischer Ärztin-
nen und Ärzte. In diesen hatten sich linke 
Ärztinnen und Ärzte zusammengetan, um 
gegen autoritäre und ökonomisierte Struk-
turen zu kämpfen, aber auch gegen alte 
Nazis in den Ärztekammern und gegen die 
Aufrüstung. Ich arbeite seit 2001 als Ge-
schäftsführerin beim vdää*. Vorher habe 
ich fünf Jahre als wissenschaftlicher Mitar-
beiter im Institut für Medizinische Soziolo-
gie bei Prof. Hans-Ulrich Deppe gearbeitet. 
Er war Gründungsmitglied des vdää und 
von ihm habe ich mein Handwerk gelernt. 
Ich setze mich dafür ein, dass das Gesund-
heitswesen ein gesellschaftlich, demokra-
tisch an den Bedarfen der Bevölkerung ge-
plant wird und frei ist von Profitinteressen 
und sachfremden Hierarchien. Mir ist klar, 
dass es dafür grundsätzliche gesellschaftli-
che Veränderungen braucht.

Wie hat sich die Lage im Gesundheits-
system verändert, seitdem du tätig 
bist? War früher wirklich alles besser?

Ich habe 2006 begonnen, beim vdää* zu 
arbeiten. Zwei Jahre vorher wurden die 
Fallpauschalen (DRG) im Krankenhaus als 
Finanzierungsinstrument eingeführt. Sie 
waren das Vehikel, mit dem die kapitalisti-
sche Ökonomisierung der gesamten Kran-
kenhauslandschaft durchgesetzt werden 
konnte. Und ich konnte seitdem beobach-
ten, was passiert, wenn man einen gesell-
schaftlichen Bereich dem Kapital subsu-
miert. Das war wie aus dem Lehrbuch und 

kann sehr gut dafür dienen, Menschen klar 
zu machen, wie Kapitalismus funktioniert 
und warum Karl Marx das so grundsätzlich 
kritisiert hat. Im ambulanten Sektor hatten 
wir in West-Deutschland schon immer öko-
nomisierte Verhältnisse, weil die Ärzt*in-
nen dort als (Klein-)Unternehmer arbeiten. 
Hier herrschte schon immer Über- und 
Unterversorgung zu gleich, hier wurde 
nicht bedarfsgerecht geplant und das Geld 
spielte eine zentrale Rolle. Aber auch hier 
haben wir in den letzten 20 Jahren noch 
eine Verschärfung dieser Logik erlebt: Es 
ist auch hier jetzt möglich, dass sich große 
Kapitalien breit machen und Praxis-Ketten 
eröffnen oder aufbauen/aufkaufen. Das 
verschärft die kapitalistische Logik noch 
einmal. Dass „früher alles besser war“, 
stimmt natürlich nie und nirgends. Wel-
ches früher soll das denn sein? Die Wei-
marer Republik? Da gab es zumindest Am-
bulanzen und einen Verein sozialistischer 
Ärzte, aber auch Verhältnisse, die zu 1933 
geführt haben. 1949-1989 in der DDR? Da 
war das Gesundheitssystem auf jeden Fall 
besser geplant und organisiert, aber gleich-
zeitig eben auch unterfinanziert – zumin-
dest gegen Ende der DDR. Außerdem war 
es eben auch geprägt von bestimmten au-
toritären Vorstellungen, die kritikwürdig 
sind. 

Es stehen durch die Reformen sehr 
konkrete Änderungen im Gesundheits-
system an (Kürzungen bei Hautkrebs-
vorsorge, Homöopathie, Angriffe aufs 
Krankengeld, Ehegatten- und Fami-
lienversicherung). Welche Auswirkun-
gen werden diese Reformen haben und 
wer wird am meisten darunter leiden?

Das ist in dieser Kürze schwer zu beant-
worten. Die noch unter Rot-Grün beschlos-

Nach der Krankenhausreform vor einigen Jahren liegt jetzt ein Kabinettsbe-
schluss zur Reform des Krankenkassensystems vor. Was bedeutet es für Patien-
ten und Beschäftigte, wenn das Gesundheitssystem immer mehr der Profitlogik 
unterworfen wird? Wie muss der Widerstand gegen diese Reformen aussehen? 
Und: Lassen sich die Deutschen wirklich zu viel operieren? Über all das haben 
wir mit Nadja Rakowitz, Geschäftsführerin des Vereins demokratischer Ärztin-
nen und Ärzte (vdää), gesprochen.

HEILEN ODER 
VERDIENEN?

TITELTHEMA
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sene und heute von der Großen Koalition 
fort- und umgesetzte Krankenhausreform 
wird die Ökonomisierung – anders als ver-
sprochen – nicht zurückdrehen, sondern 
hunderte Krankenhäuser schließen und 
den Rest drastisch zentralisieren. Das wird 
eine Katastrophe. Die jetzt geplante GKV-
Reform hat viele verschiedene Regelungen, 
darunter sinnvolle wie die Streichung der 
Homöopathie als Leistung der Gesetzlichen 
Krankenkassen oder auch die Zurücknah-
me der Vergütung von bestimmten ärzt-
lichen Leistungen im ambulanten Sektor. 
Das sind aber eher Ausnahmen, die ande-
ren Regelungen sind zum größten Teil Ein-
sparungsversuche oder Verlagerung von 
Kosten von der GKV auf die Versicherten 
oder sogar die Patienten, wie z.B. die Er-
höhung der Zuzahlung auf Medikamente 
oder bei Krankenhausbesuchen. Das triff t 
natürlich die einkommensschwachen (und 
kränkeren) Menschen am Stärksten und ist 
eine Schweinerei. Es gibt in dem Reform-
vorschlag aber auch Angriff e auf die Be-
schäftigten: z.B. werden Tariferhöhungen 
im Krankenhaus in Zukunft nicht mehr 
refi nanziert usw. Das alles ist ein Angriff  
nicht nur auf den Sozialstaat, sondern auf 
Errungenschaften der Arbeiterklasse. Ich 
denke, diese Politik wird zu massiven so-
zialen Verwerfungen führen. Linke Politik 
wird in Zukunft wieder sehr grundsätz-
liche Fragen stellen müssen, „nur“ Vertei-
lungsspielräume auszunutzen wird bei die-
ser massiven Umverteilung gegen uns, die 
Lohnabhängigen, kaum noch möglich sein.

Die Reformen werden ja mit gängigen 
Erzählungen begründet, wie z.B. dass 
Patienten sich zu voreilig operieren 
lassen, weswegen jetzt eine Zweit-
meinung verpfl ichtend sein soll, oder 
dass die Patienten ohnehin zu früh 
zu Fachärzten gehen würden, dass 
sie sich zu schnell und unbegründet 
krankschreiben lassen etc. Kannst du 
auf diese Erzählungen eingehen? Sind 
das tatsächliche Probleme im Gesund-
heitswesen?

Ja, es ist tatsächlich ein Problem, wenn 
Patienten operiert werden, auch wenn 
das medizinisch nicht notwendig ist. Das 
ist Körperverletzung und muss kritisiert 
und abgestellt werden. Aber die Schuld 
daran tragen nicht die Patienten, sondern 
das DRG-System, dass geradezu Anreize 
setzt, solche Operationen durchzuführen, 
weil sie schnelles Geld für das Kranken-
haus bringen. Statt jetzt die Patienten zur 
Zweitmeinungseinholung zu verpfl ichten, 
müssen diese Anreize abgeschaff t werden 
und das geht nur, wenn man das DRG-Sy-

tem abschaff t und durch ein Selbstkosten-
deckungsprinzip ersetzt. Auch dass Patien-
ten in Deutschland schnell zu Fachärzten 
gehen, liegt am System der ambulanten 
Versorgung und nicht nur an den Patien-
ten. In den meisten Ländern gibt es diese 
ambulante Facharztstruktur gar nicht, da 
gibt es das nur im Krankenhaus. Was wir 
hier bräuchten ist ein Primärversorgungs-
system in öff entlicher oder gesellschaft-
licher Hand mit Angestelltenverhältnis-
sen. Und die angeblich zu schnelle oder 
unbegründete Krankschreibung ist ein 
alt bekannter Vorwurf im Klassenkampf. 
Nichts anderes. Da nutzt es auch nicht viel, 
mit Zahlen dagegen zu halten. Die tatsäch-
lichen Probleme des Gesundheitswesens 
sind, dass es nicht sinnvoll geplant ist und 
dass es ein Geschäftsfeld mit der Möglich-
keit großer Profi te ist. Das tatsächliche 
Problem der Gesundheit der Menschen 
ist, dass die Arbeits- und Lebensbedin-
gungen krank machen, und dass es viel 
zu wenig Möglichkeiten für sie gibt, an 
diesen etwas zu ändern, wenn man nicht 
ganz grundsätzliche Änderungen angeht. 
Aktuell kommt noch Riesenproblem dazu: 
die Militarisierung der Gesellschaft und 
des Gesundheitswesens und das politische 
Zusteuern auf einen Krieg, was natürlich 
mit den kapitalistischen Zwängen dieser 
Gesellschaft zu tun hat. Das ist im Moment 
eines der zentralen Felder der Auseinan-
dersetzungen des vdää*.

Wie müsste eurer Meinung nach ein 
Widerstand dagegen aussehen?

Der Widerstand müsste ein breiter ge-
sellschaftlicher und einer der klassenbe-
wussten Lohnabhängigen sein und eine 
antikapitalistische Perspektive haben. 
Dafür bräuchte es eine proletarische 
Gegenöff entlichkeit und Gewerkschaften 
mit linker Perspektive. Daran müssen wir 
arbeiten, das fällt nicht vom Himmel.

Vielen Dank für das Interview!

HEILEN ODER 
VERDIENEN?

Berliner Krankenhäuser: 
Wenn Altersarmut oder Streik die ein-
zigen Optionen sind
Seit dem 15. April befi nden sich Beschäftigte 
der Tochterunternehmen von Vivantes in ei-
nem harten Erzwingungsstreik. Sie fordern 
eine volle Angleichung an den Tarifvertrag 
des öff entlichen Dienstes der Kommunen 
(TVöD) und damit die Gleichstellung mit ih-
ren Kollegen, die bei der Muttergesellschaft 
des größten kommunalen Krankenhauskon-
zerns Deutschlands angestellt sind.
Für die rund 2.500 Beschäftigten aus Berei-
chen wie Reinigung, Küche, Logistik, Technik 
und Reha stehen dabei die Angleichung an 
das TVöD-Entgeltniveau sowie der Einstieg 
in die betriebliche Altersvorsorge des öff ent-
lichen Dienstes im Vordergrund. Denn auf-
grund der niedrigen Löhne und der steigen-
den Lebenshaltungskosten droht vielen von 
ihnen andernfalls eine sichere Altersarmut.
Die hohe Belastung der Arbeit im Kranken-
haus in Kombination mit der Aussicht auf Ar-
mut im Alter erklärt, warum bei den Vivan-
tes-Töchtern 98,2 Prozent der teilnehmenden 
Mitglieder in einer von ver.di durchgeführ-
ten Urabstimmung für die Einleitung eines 
Erzwingungsstreiks stimmten.

Konzern stellt sich quer, Regierung 
macht leere Versprechen
Im April zog die Geschäftsführung ihr sowie-
so schon mangelhaftes Angebot, dass keine 
Angleichung der betrieblichen Renten vor-
sah, mit dem Verweis auf Einnahmeausfälle 
durch die Bundesreform der Krankenkas-
senbeiträg, wieder zurück. Parallel greift der 
Konzern das Streikrecht der Beschäftigten 
mit juristischen Mitteln an.
Die Landesregierung wiederum macht vor 
allem leere Versprechen. Die Wiedereinglie-
derung der Tochterunternehmen wird seit 
2016 von wechselnden Senaten zugesagt, 
umgesetzt wurde aber bisher nichts. Dass 
es auch diesmal bei Worten bleiben dürfte, 
zeigt sich auch an der aktuellen Haltung des 
Senats, der bislang nicht bereit ist die nötigen 
fi nanziellen Mittel bereitzustellen.

Die Beschäftigten bleiben standhaft
Über 40 Tage hält der Streik bereits an und 
er werde so lange weitergehen, bis eine hun-
dertprozentige Angleichung an den TVöD er-
reicht ist. Diese Haltung macht deutlich, wie 
ernst die Lage ist.

Streikposten in Neukölln
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Stärker mit uns“ lautete das Motto des diesjährigen Kongres-
ses. Man hätte stattdessen auch „Der DGB bleibt auf Kurs“ 
wählen können. Der Kongress fi ndet vor dem Hintergrund 

schwerer Angriff e auf die Gewerkschaften und die Arbeiterklasse 
in diesem Land statt. Der 8-Stunden-Tag soll abgeschaff t, die Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall eingeschränkt, im Gesundheitssys-
tem und bei der Pfl ege gekürzt werden und gleichzeitig sinken die 
Reallöhne, die Tarifbindung nimmt ab und die Anzahl an Gewerk-
schaftsmitgliedern sinkt dramatisch. Im vergangenen Jahr erreich-
te die Mitgliederzahl im DGB mit 5,4 Millionen ihren historischen 
Tiefststand. Welche Antworten wurden auf dem Kongress also auf 
diese drängenden Probleme formuliert?

Deutschland gegen den Rest der Welt
Neben Gewerkschaftern bot der Kongress auch der Politik in Form 
der Bundesregierung eine Bühne, um ihre Vorhaben darzulegen. 
Man muss an dieser Stelle allerdings auf die Personalunion zwi-
schen Parteien und Gewerkschaftsspitze hinweisen. Die bisherige 
und mit 96 Prozent der Stimmen wiedergewählte Vorsitzende des 
Bundesvorstandes, Yasmin Fahimi, ist Mitglied der SPD und frühe-
re Generalsekretärin der Partei. Neben ihr besetzen Elke Hannack 
(CDU), Stefan Körzell (SPD) und Anja Piel (Grüne) den geschäfts-
führenden Bundesvorstand. 
Fahimi stellte in ihrer Rede die schwierige internationale Lage 
und die zunehmende Konkurrenz der Großmächte in den Vorder-
grund. „Die Nachwehen aus der Pandemie, Putins Angriff  auf die 
Ukraine, Trumps Zoll-Raserei, Chinas staatlich gelenkte Eroberung 
der Weltmärkte, und jetzt auch noch Kriege im Nahen Osten“ sei-
en es, was Deutschlands Wirtschaft schwäche und ihr Wachstum 
ersticke, aber auch das politische Klima in Deutschland vergifte: 
„Denn das Risiko, dass sich politische Kräfte in Europa von die-
sem toxischen Virus aus den USA infi zieren lassen, ist real. Und 
es ist ungleich höher als das, was uns bisher an autoritären Ge-
fahren aus China bedroht hat.“ Fahimi sieht in dieser Konkurrenz 
sogar einen „Systemwettbewerb mit einem Kapitalismus in Form 
organisierter politischer Kriminalität“, dem sie den deutschen Ka-
pitalismus – die sogenannte „soziale Marktwirtschaft“ – entgegen-

ZUM 

BUNDES-
KONGRESS
Vom 10. bis 13 Mai traten in Berlin etwa 400 
Delegierte aus den acht Mitgliedsgewerkschaf-
ten zum 23. Ordentlichen DGB-Bundeskongress 
zusammen. Alle vier Jahre tagt dieses soge-
nannte „Parlament der Arbeit“, um die Ziele und 
Aufgaben des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
für die kommende Periode zu bestimmen und 
außerdem den geschäftsführenden Bundesvor-
stand zu wählen. 
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Auf die Basis kommt es an
Es ist darum wichtig, gegen die Pläne der Regierung zur Zerschla-
gung des Sozialstaats und der Rente, die teils bereits in Umsetzung 
sind, einen gewerkschaftlichen Widerstand zu leisten. Und Fahimi 
stellt sich in ihrer Rede auch klar gegen die Privatisierung der Rente 
und die Erhöhung des Renteneintrittsalters. Auch andere wichtige 
Themen wie der Mangel an bezahlbarem Wohnraum oder die Ein-
sparungen im Gesundheitssystem werden in diesem Zusammen-
hang angesprochen. Der sich dadurch verschlechternden Lage der 
Arbeiterklasse wird richtigerweise die Konzentration von Vermö-
gen in den Händen weniger Superreicher entgegengesetzt, denn 
dort ist schließlich das Geld zu holen, mit dem sich all diese Dinge 
fi nanzieren ließen. Aber eine Rede reicht nicht, um den Widerstand 
gegen Sozialabbau zu führen. Die Gewerkschaften müssen dafür in 
Aktion kommen, beispielsweise durch das Bündnis „20 Millionen 
für den Sozialstaat“, dessen Teil der DGB zusammen mit 13 weite-
ren Organisationen ist und das seit seiner Gründung im März bis-
her kaum in Erscheinung getreten ist. Es kommt auf die Initiative 
der Basis der Gewerkschaften an, diese Kämpfe aufzunehmen und 
in die gewerkschaftlichen Strukturen, in die Betriebe und auf die 
Straße zu tragen. 
Ein Beispiel für so eine Initiative aus der Basis war beim Bundes-
kongress von Seiten der DGB-Jugend zu sehen. Ihre Vertreter be-
traten die Bühne in T-Shirts mit der Aufschrift „Ausbildungsplätze 
statt Kriegseinsätze“. Das Statement zeigt den zunehmenden Wider-
stand der Gewerkschaftsjugenden gegen die Militarisierung und 
Kriegsvorbereitung in Deutschland. Unterstrichen wird dies durch 
die Annahme des Antrags Nein zur Wehrpfl icht, eingebracht durch 

den DGB-Bundesjugendausschuss, auf der 
Konferenz. Neben diesem wurde sich im 
Initiativantrag Friedensfähig statt kriegs-
tüchtig – unser gewerkschaftlicher Auftrag in 
unsicheren Zeiten zum Einsatz der Gewerk-
schaften für den Frieden bekannt: „Uns eint 
als Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf-
ter […] der unbedingte Wille, als Teil einer 
starken und breit aufgestellten Friedensbe-
wegung einen wirksamen Beitrag zu einer 
Welt ohne Krieg zu leisten.“ Auf dieses Be-

kenntnis zur vielfach diff amierten Friedensbewegung kann man 
sich in einer Diskussion in den gewerkschaftlichen Gremien um die 
Teilnahme an dieser oder jener friedenspolitischen Aktion gut beru-
fen. Denn dass eine Diskussion um die Haltung der Gewerkschaften 
zu Krieg und Militarisierung innerhalb der Gewerkschaften nicht 
abgeschlossen ist, zeigt der Antrag an anderen Stellen. Er weist be-
kannte Mängel des DGB in dieser Frage auf, die sich beispielswei-
se schon beim Aufruf des DGB zum Ostermarsch 2026 zeigten (vgl. 
Arbeit Zukunft 4/2026: „Der Hauptfeind steht im eigenen Land!“). 
Vor allem wird die Aufrüstung Deutschlands nicht ausreichend an-
gegriff en, weil die Rolle Deutschlands als Imperialist und dessen 
Kriegstreiberei unerwähnt bleiben.  
Der DGB-Bundeskongress fördert zwei wesentliche Ergebnisse zu 
Tage. Zum einen hält die DGB-Führung an der Betonung der „so-
zialen Marktwirtschaft“ und der Sozialpartnerschaft, das heißt, an 
der Vereinbarkeit der Interessen von Kapital und Arbeit, fest. Zum 
anderen zeigt der Kongress, dass der gewerkschaftliche Widerstand 
gegen die Angriff e auf die Arbeiterklasse – insbesondere auch und 
ausdrücklich gegen die zunehmende Militarisierung – die Haupt-
aufmerksamkeit aller Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter 
verlangt.  Dabei wird es vor allem darauf ankommen, dass allen vor-
an die fortschrittlichen Kräfte in den Gewerkschaften dafür sorgen, 
dass den Apellen und Beschlüssen des Kongresses in dieser Sache 
auch Taten folgen und das bedeutet eben auch, unsere Kritik an den 
Positionen der Gewerkschaftsführung dabei zu diskutieren.

stellt. Böser Kapitalismus vs. guter Kapitalismus also. Dass es den 
Menschen in dieser „sozialen Marktwirtschaft“ immer schneller 
immer schlechter geht, wird nicht auf die seit Jahrzehnten sinken-
den Reallöhne, die Kürzungspolitik der Bundesregierung und die 
rasante Entrechtung der Arbeiterklasse zurückgeführt, sondern 
auf „Investitionsfaulheit in vielen Unternehmen“ und „Manage-
ment-Fehler in vielen Chefetagen“, welche die Modernisierung der 
Wirtschaft bremsen. Damit das Label „Made in Germany“ wieder 
etwas zähle und sich Deutschland auf dem Weltmarkt gegen die 
Konkurrenz durchsetzen könne, braucht es aus Fahimis Sicht ne-
ben diesen Investitionen auch einen starken Sozialstaat. Dass aber 
andersherum in der Realität genau dieser Sozialstaat ebenso wie 
Arbeitnehmerrechte zertrümmert werden, gerade um die Profi te 
für die Unternehmen zu erhöhen und die Vermögen der Reichen 
unangetastet zu lassen, will Fahimi ebenso wie ihr Parteifreund 
Klingbeil (SPD) nicht sehen, der in seiner Rede auf dem Kongress 
sagte: „Weniger Sozialstaat ist mehr Wirtschaftswachstum, ist 
meine Analyse nicht und das wird es auch nicht werden.“ Dieser 
Satz ist programmatisch für die SPD, welche sich in ihrer Politik 
vollständig den Interessen des Kapitals untergeordnet hat und die 
Zerschlagung des Sozialstaats seit Jahrzehnten betreibt, sich aber 
gleichzeitig durch solche Lippenbekenntnisse als Partei der Arbei-
ter präsentieren will. 

Angriffe auf Rente und 8-Stunden-Tag
Weniger harmonisch ging es bei der Rede des Bundeskanzlers zu. 
Merz erntete Pfi ff e und Gelächter, als er über die Rentenreform 
der Regierung sprach. Zu Recht zeigte sich Empörung über die 
Ankündigungen, die gesetzliche Rente auf 
eine „Basisabsicherung“ zu reduzieren, die 
private und kapitalgedeckte Vorsorge aus-
zubauen und diese als verpfl ichtend einzu-
führen. Davon profi tieren am Ende nur die 
Banken und Konzerne, die einen größeren 
Zugriff  auf die Ersparnisse der arbeiten-
den Bevölkerung erhalten. Insbesondere 
die Pfi ff e und Buhrufe für Merz waren im 
Fokus der medialen Berichterstattung über 
den Kongress und es ist wichtig, dass da-
durch die ablehnende Haltung der Gewerkschaften gegenüber den 
Regierungsplänen einem breiten Publikum vermittelt wurden, bei 
dem Merz selbst völlig zurecht immer mehr an Beliebtheit verliert. 
Insgesamt formulierte Merz die Absichten der Regierung recht 
deutlich. Die geplanten Reformen sollten dazu dienen, den Sozial-
staat „im Kern zu erhalten.“ Das bedeutet nichts anderes, als ihn 
auf ein Minimum zu reduzieren. Diese Deutlichkeit nahm Arbeits-
ministerin Bas (SPD) in ihrer nachfolgenden Rede zum Anlass ihre 
Partei von der CDU abzugrenzen, indem sie sagte: „Die Unterschie-
de zwischen Union und uns waren selten so deutlich spürbar wie 
heute.“ Auch das ist typisch für die SPD. In 13 der letzten 21 Jahre 
haben SPD und CDU gemeinsam regiert. Trotzdem stellt sich die 
SPD permanent als Opposition zu der Politik dar, die sie in Wirk-
lichkeit selbst betreibt. So auch beim Thema 8-Stunden-Tag. „Wenn 
es nach der SPD und mir persönlich geht, fassen wir das Thema gar 
nicht erst an“, sagte Bas in ihrer Rede. „Aber es steht im Koalitions-
vertrag.“ Damit stellt Bas es praktisch so dar, als wäre die SPD nicht 
bei der Unterzeichnung des Koalitionsvertrages beteiligt gewesen. 
Mit dieser Rhetorik lässt sich der schwerste Angriff  auf die Rechte 
der Arbeiter der letzten Jahrzehnte leicht dem vermeintlich ganz 
anderen Koalitionspartner in die Schuhe schieben. Ehrlicherweise 
hätte sie sagen müssen: „Damit wir mitregieren können, haben wir 
dieser Forderung der Union zugestimmt.“

„Uns eint als 
Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter […] der 

unbedingte Wille, als Teil einer 
starken und breit aufgestellten 

Friedensbewegung einen 
wirksamen Beitrag zu einer Welt 

ohne Krieg zu leisten.“

ZUM 

BUNDES-
KONGRESS
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Jedes Jahr stehen Tarifverhandlungen für Millionen von Beschäf-
tigten auf der Tagesordnung. Im Jahr 2026 werden die Löhne von 
insgesamt 10 Millionen Arbeiterinnen und Arbeitern neu ver-

handelt. Während die Tarifrunden in den Branchen Chemie, Energie, 
Holzverarbeitung, Textil und im öff entlichen Dienst der Länder bereits 
abgeschlossen sind, laufen die Verhandlungen in anderen Bereichen 
wie Einzelhandel und Großhandel weiter bzw. stehen, wie bei Metall- 
und Elektroindustrie, Reinigung und Stahlindustrie, noch bevor.

Eingefrorene Löhne, steigende Inflation
Ein Blick auf die bisher abgeschlossenen Tarifverträge zeigt, dass 
fünf, sechs, sieben und sogar zehn sogenannte „Nullmonate“ sowie 
langfristige Verträge (zwischen 18 und 27 Monaten Laufzeit) auff al-
len. Diese „Nullmonate“, in denen die Löhne faktisch eingefroren 
bleiben, bedeuten in der Praxis, dass sich der Verlust der Reallöhne 
direkt auf die Geldbeutel der Beschäftigten auswirkt: Während die 
Tarifparteien die Löhne einfrieren, bleibt die Infl ation nicht stehen. 
Derzeit liegt die Infl ationsrate bei etwa 2,9 Prozent.
Im Chemiesektor, wo die ersten zehn Monate eines neuen Tarifver-
trags als „Nullmonate“ gelten, wird die erste Lohnerhöhung erst am 1. 
Januar 2027 mit 2,1 Prozent und die zweite am 1. Januar 2028 mit 2,4 
Prozent wirksam. Die Chemiegewerkschaft IG BCE erklärte bei der 
Unterzeichnung des Tarifvertrags, dass sie „bis an die Schmerzgren-
ze“ gegangen sei.
Auch in der vorherigen Tarifrunde war die Situation nicht anders. 
Damals führten die in verschiedenen Branchen abgeschlossenen Ver-
träge ebenfalls zu einem Rückgang der Reallöhne. Dennoch zeichnete 
die Berichterstattung in der Öff entlichkeit ein ganz anderes Bild: „Die 
Reallöhne der Deutschen sind im vergangenen Jahr erneut gestiegen: 
Im Vergleich zu 2024 um 1,9 Prozent, was das zweite Jahr in Folge 
einen Anstieg bedeutet“ (tagesschau, 27.02.2026: „Deutsche Reallöhne 
erneut spürbar gestiegen“).

Ein Blick auf den Tarifvertrag im Chemiesektor zeigt jedoch, dass die-
ser von Anfang an einen Reallohnverlust über 27 Monate bedeutet. 
Trotzdem wurde in den Medien berichtet, dass die Löhne in der Che-
miebranche um „rund 4,5 Prozent“ gestiegen seien.
Oliver Heinrich, Vorstandsmitglied der IG BCE, äußerte sich vorsich-
tiger: „Job-Angst und Kaufkraftverlust prägen derzeit das Arbeitsle-
ben vieler Beschäftigter in Chemie und Pharma – dem wollten wir 
in dieser Tarifrunde gerecht werden. Das war wirklich ein schwerer 
Kampf. Am Ende haben wir in beiden Forderungspunkten Bewegung 
erreicht.“ (IG BCE: „Bis zur Schmerzgrenze“)

Inflationsrate genauer betrachtet
In den vergangenen Jahren gab es einen außergewöhnlichen Kauf-
kraftverlust. Die Infl ationsraten betrugen 3,1 Prozent im Jahr 2021, 
6,9 Prozent im Jahr 2022, 5,9 Prozent im Jahr 2023, 2,2 Prozent im 
Jahr 2024 und erneut 2,2 Prozent im Jahr 2025; aktuell liegt sie bei 
2,9 Prozent. Es ist wichtig zu erwähnen, dass das Statistische Bundes-
amt (DESTATIS) im Februar 2023 beschlossen hat, die Gewichtung des 
Warenkorbs zu überarbeiten und rückwirkend alle Daten zu aktuali-
sieren. Beispielsweise wurden die Infl ationsraten für die Jahre 2022 
und 2023 nach der alten Berechnungsmethode mit rund 7,9 bzw. 6,9 
Prozent angegeben.
Eine der bedeutendsten Änderungen im Warenkorb betraf laut 
DESTATIS die sogenannte Kategorie 04, also Wohnen, Wasser, Gas, 
Brennstoff e. Während der Anteil dieser Kategorie im Warenkorb, der 
auf das Basisjahr 2015 zurückgeht, 32,5 Prozent betrug, sank er im Ba-
sisjahr 2020 auf 25,9 Prozent In einer Zeit, in der Mieten und Neben-
kosten kontinuierlich steigen und auch die Energiepreise zunehmen, 
scheint es off ensichtlich, dass die Reduzierung dieses Anteils um 6,6 
Prozent darauf abzielt, die Infl ation insbesondere für Haushalte mit 
niedrigem Einkommen zu verschleiern.
Dabei sollte die Neugewichtung des Warenkorbs, die alle fünf Jahre 

Der Stand der Reallöhne 
und die Tarifrunden

Ein genauerer Blick auf die Inflationsrate zeigt: Die Kaufkraft der Arbeiterklasse sinkt jedes Jahr 
stark. Das muss auch in den anstehenden Tarifrunden klar und deutlich angegangen werden.
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durchgeführt wird, die aktuellen Konsumgewohnheiten in die Infl a-
tionsberechnung einfl ießen lassen, um ein realistisches Ergebnis zu 
erzielen.
Darüber hinaus wirkt sich die Infl ationsrate auf Haushalte von Arbei-
tern unterschiedlich aus. Eine Analyse des Instituts für Makroökono-
mie und Konjunkturforschung (IMK) des DGB zeigt, dass Haushalte 
mit niedrigem Einkommen besonders stark von der Infl ation be-
troff en sind. Da diese einen Großteil ihres Einkommens für Wohnen, 
Energie, Treibstoff  und Lebensmittel ausgeben, sind sie strukturell 
stärker von der Infl ation betroff en.
Ein Blick auf die auf dieser Seite veröff entlichte Grafi k verdeutlicht 
diese Tatsache: Während die allgemeine Infl ation zwischen 2019 und 
2025 um 25,9 Prozent gestiegen ist, sind die Lebensmittelpreise im 
gleichen Zeitraum um über 40 Prozent gestiegen. Betrachtet man hin-
gegen die Löhne, so zeigt sich, dass die Reallöhne im gleichen Zeit-
raum um etwa 1,3 Prozent gesunken sind. Berücksichtigt man die Un-
gleichgewichte im Warenkorb und die Auswirkungen der Infl ation 
auf Haushalte mit niedrigem Einkommen, wird deutlich, dass die 
Kaufkraft der Arbeiter in den letzten Jahren erheblich gesunken ist – 
nur ist dies nirgends festgehalten!

Einmalzahlungen – eine Lösung?
Während die Arbeiterklasse in Tarifverhandlungen für eine dauer-
hafte Erhöhung ihrer Löhne kämpft, kämpft die Kapitalseite für eine 
Senkung der Löhne. Natürlich würde kein Kapitalvertreter off en zu-
geben, dass er mit dem Ziel verhandelt, die Löhne zu senken. Doch 
das monatelange Einfrieren der Löhne und anschließende Lohnerhö-
hungen unterhalb der Infl ationsrate bedeuten faktisch eine Senkung 
der Reallöhne.
Wenn kämpferische Arbeiter und Vertrauensleute diese Situation 
feststellen und das Ergebnis anfechten, wird ihnen von Gewerk-
schaftsbürokraten und Arbeitgebervertretern oft entgegnet: „Aber 
ihr berücksichtigt die Einmalzahlungen nicht. Wenn ihr diese einbe-
zieht, werdet ihr sehen, dass der Einwand unbegründet ist.“
Zunächst einmal ist festzustellen, dass „Einmalzahlungen“ nicht dau-
erhaft in die Löhne einfl ießen, keine Auswirkungen auf Überstun-
denvergütungen oder Urlaubsgeld haben und auch nicht in die So-
zialversicherungsbeiträge einfl ießen. Sie gleichen einem Strohfeuer, 
das kurz auffl  ammt und dann erlischt!
Obwohl die Einmalzahlungen bei der Präsentation der Tarifergeb-
nisse oft in den Vordergrund gestellt werden, wird ein Aspekt ver-
schwiegen: Zum Beispiel, dass die Zahlung dieser Beträge von der 
fi nanziellen Lage des Unternehmens abhängt und möglicherweise 
verschoben oder gar nicht geleistet wird. Darüber hinaus hat ver.di in 
der letzten Tarifrunde z.B. durchgesetzt, dass diese Einmalzahlungen 
nur an Gewerkschaftsmitglieder ausgezahlt werden. Tarifverhand-
lungen, die eigentlich dazu dienen, die Arbeiter zu einen und die 

Lohnverhandlungen kollektiv zu führen, werden so ebenfalls ihrer 
Funktion beraubt.
Einmalzahlungen machen nur dann Sinn, wenn zuvor ein realer 
Lohnzuwachs erzielt wurde und sie als Bonus betrachtet werden 
können. In der derzeitigen Form können sie jedoch nicht einmal „ein 
Tropfen auf den heißen Stein“ sein.

Vorbereitung auf die kommende Tarifrunde
Die laufenden und in der zweiten Jahreshälfte 2026 anstehenden Ta-
rifverhandlungen fi nden ebenfalls im Schatten wirtschaftlicher und 
sozialer Herausforderungen statt. Zwischen 2019 und 2025 sind die 
Reallöhne in Industrie- und Dienstleistungsbranchen gesunken, und 
dieser Trend hat sich auch in den 2026 abgeschlossenen Verträgen 
fortgesetzt.
Insbesondere in Niedriglohnbereichen (z. B. Reinigung, Gastronomie) 
und bei Kolleginnen und Kollegen, die nicht tarifgebunden sind, hat 
sich die fi nanzielle Situation erheblich verschlechtert. Je besser die in 
Branchen wie Chemie, Metall-Elektro (M&E), Stahl und Energie ab-
geschlossenen Tarifverträge ausfallen, desto besser wirken sie sich 
auch auf alle anderen Branchen aus. Auch in den Branchen, in denen 
knapp über den Mindestlohn gezahlt wird und die gewerkschaftlich 
schwach organisiert sind, wirken sich die zuvor genannten Tarifab-
schlüsse positiv auf die Lohnverhandlungen aus. Daher sollten in den 
kommenden Tarifverhandlungen folgende Themen in den Forderun-
gen eine wichtige Rolle spielen:
• Angesichts des hohen Potentials weiterer Steigerungen in den Lebens-

haltungskosten, insbesondere bei Lebensmitteln und Energie, sollte in 
den Tarifverhandlungen 2026 im Bereich M&E ein Lohnzuwachs ge-
fordert werden, der die Verluste der vergangenen Jahre ausgleicht und 
mindestens 4–5 Prozent realer Lohnerhöhung entspricht.

• Um die Beschäftigten in Niedriglohnsektoren zu berücksichtigen 
und die Lohnunterschiede zwischen den Arbeitnehmern nicht weiter 
zu vergrößern, sollte statt einer prozentualen Erhöhung eine feste 
Lohnerhöhung (= Festgeldforderung) von beispielsweise 300 Euro pro 
Monat gefordert werden.

• Um schneller auf wirtschaftliche Entwicklungen und Infl ationsbewe-
gungen reagieren zu können, sollte auf eine maximale Laufzeit der 
Tarifverträge von 12 Monaten bestanden werden.

• Die Ausbildungsvergütungen und Löhne von Auszubildenden und 
jungen Beschäftigten sollten auf ein Niveau angehoben werden, das 
ein vom Staat und der Familie unabhängiges Leben ermöglicht. Zudem 
sollten Auszubildende nach Abschluss ihrer Ausbildung unbefristet 
übernommen werden.

Diskussionen an der Basis starten
Ein erfolgreicher Tarifabschluss beginnt mit einer guten Vorberei-
tung. Damit die oben vorgeschlagenen Forderungen in den Tarif-
kommissionen beschlossen werden können, müssen sie zunächst 
unter den Beschäftigten diskutiert und beschlossen werden. In allen 
Branchen, in denen Tarifverhandlungen bis Ende des Jahres anste-
hen, sollten diese Diskussionen jetzt beginnen, in den Betriebs- und 
Vertrauensleutetreff en beschlossen und über soziale Medien an die 
breite Öff entlichkeit kommuniziert werden.
Ein solcher Ansatz kann nicht nur positive Auswirkungen auf Be-
triebe und Unternehmen haben, in denen Diskussionen noch nicht 
begonnen haben, sondern auch erheblichen Druck auf die Gewerk-
schaftsführungen ausüben.
Nur auf diesem Weg können Gewerkschaften dazu gezwungen wer-
den, ihre grundlegende Aufgabe zu erfüllen: die Lebens- und Arbeits-
bedingungen der Beschäftigten zu schützen und zu verbessern. Dies 
ist nicht nur notwendig, um die Reallöhne zu erhöhen, sondern auch, 
um die sozialen Angriff e des Kapitals und seiner Regierung zurück-
zudrängen.

Entwicklung der Lebensmittelpreise vs. 
allgemeine Verbraucherpreise



I ch glaube, wir erinnern uns alle an den 
kalten Winter dieses Jahres. Im Janu-
ar hat es im Norden so stark geschneit 

wie lange nicht mehr. Zwischen vereisten 
Straßen, fehlendem Streusalz und dem 
normalen Stress einer Großstadt lief der 
Alltag trotzdem weiter. Fast überall in den 
sozialen Medien dieselben Hinweise: Rich-
tig Schnee schippen, Pausen machen und 
Überanstrengung vermeiden. Besonders in 
der Kälte steige das Risiko für Herzinfarkte.

Ich merkte, wie ich bei jedem neuen Bei-
trag an meinen Vater denken musste. Er 
arbeitete in der Gebäudereinigung und 
verbrachte fast die gesamte erste Januar-
hälfte damit, Schnee zu schippen. Ich muss-
te mich davon abhalten, ihn anzurufen. 
Nicht, weil ich mir keine Sorgen machte, 
sondern weil ich wusste, dass meine Fra-
gen nichts ändern würden. Ich wollte ihn 
nicht auch noch in Panik versetzen. Ob er 
die richtige Technik benutzte, ob er genug 
Pausen machte oder das richtige Equip-
ment hatte, all das spielt keine Rolle, wenn 
jemand trotzdem gezwungen ist, weiterzu-
arbeiten.

Mitte Januar klingelte nachts mein Telefon. 
Meine Mutter weinte. Sie sagte, meinem 
Vater gehe es nicht gut. Die Sanitäter sei-
en da und würden ihn wahrscheinlich ins 
Krankenhaus bringen.

Ich machte mich mit meiner Mitbewoh-
nerin auf den Weg und suchte ein Miet-
auto. Währenddessen versuchte ich mei-
ne Schwester zu beruhigen. Ich sagte ihr, 
dass wir wahrscheinlich nur eine Nacht 
im Krankenhaus verbringen würden. Mei-
ne Mutter rief ich in dieser Zeit nicht zu-
rück. Sie sollte sich keine Sorgen machen 
müssen, dass ihre Tochter nachts durch die 
Stadt irrt. Erst als wir im Auto saßen, rief 
ich wieder an.

Kaum ging meine Mutter ran, hörte 
ich ihr Schreien.

Mein Vater hatte es nicht geschafft.

Ich habe noch nie in meinem Leben so eine 
Wut gespürt. Noch bevor ich überhaupt in 
der Wohnung angekommen war, wusste 
ich, dass ich diesen Tod nicht als plötzliches 
Schicksal betrachten konnte. Ich wusste, 
dass die Arbeitsbedingungen meines Va-
ters etwas mit seinem Tod zu tun hatten. In 
meinem Kopf tauchten wieder diese Instag-
ram-Posts auf. Videos mit fröhlicher Musik, 
in denen den Kollegen der Stadtreinigung 
für ihre harte Arbeit gedankt wird.

Doch Anerkennung allein schützt 
niemanden vor Ausbeutung.

Als ich in der Wohnung ankam, standen 
dort zwei Polizisten. Sie begrüßten mich in 
der Wohnung, in der ich aufgewachsen bin 
und die unser Vermieter nun verkaufen 
will. Derselbe Vermieter, der uns zunächst 
eine Trauerkarte schickte und kurze Zeit 
später eine rechtswidrige Mieterhöhung 
forderte.

Meine Mutter und Schwester standen unter 
Schock. Das Kriseninterventionsteam hin-
gegen blieb nur so lange, bis der Leichnam 
meines Vaters abgeholt wurde. Auf einem 
Flyer der Polizei stand ein schwer lesbares 
Aktenzeichen. Darüber sollten wir uns spä-
ter über die Autopsie und die Freigabe des 
Leichnams informieren.

Ein paar Tage später empfahl die Kriminal-
polizei eine Obduktion. Drei Stunden vor 
seinem Tod hatte meine Mutter bereits ei-
nen Notarzt gerufen. Mein Vater hatte klas-
sische Symptome eines Herzinfarkts. Doch 
der Arzt schickte ihn nicht ins Kranken-
haus. Stattdessen gab er ihm eine Schmerz-
tablette, scherzte darüber, dass auch er 
Muskelkater vom Schnee schippen habe, 
und ging in den Feierabend.

Hätte meine Mutter den Notarzt nicht ge-
rufen, wäre sie beim plötzlichen Tod ihres 
Mannes zunächst die Hauptverdächtige 
gewesen. Das Gesetz denkt also als erstes 
an die Personen im Haushalt und als zwei-
tes an den Notarzt. Aber an welcher Stelle 
wird denn an die Arbeitsbedingungen ge-
dacht? Niemand fragte, warum ein Mann 
mit 61 Jahren trotz körperlicher Erschöp-
fung täglich Schnee schippen musste. Nie-
mand fragte nach Doppelschichten, Über-
stunden oder körperlicher Belastung. Der 
Arbeitgeber spielte in dieser Geschichte 
keine Rolle, schließlich handelte es sich 
nicht um einen klassischen Unfall auf der 
Arbeit mit Todesfolge. 

Was passiert, 
wenn ein 
Arbeiter 
stirbt?
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Seit ich denken kann, arbeitete mein Va-
ter in mehreren Jobs gleichzeitig. Sein 
Hauptjob war Vollzeit in der Gebäude-
reinigung. Dazu kamen Nebenjobs, eben-
falls in der Reinigung.  Krankmeldungen 
konnte er sich nicht leisten. Nicht fi nan-
ziell, aber vor allem nicht aus Angst er-
setzt zu werden. Seit mehreren Jahren 
arbeitete er an demselben Objekt. In der 
Gebäudereinigung ist das ungewöhnlich. 
Viele Beschäftigte fahren täglich von Ort 
zu Ort, stehen unter enormem Zeitdruck 
und arbeiten unter noch prekären Be-
dingungen. Für meinen Vater war dieser 
Standort das kleinere Übel.  Und genau 
diese Angst wurde gefüttert und gegen 
ihn verwendet.

Jedes Jahr begann im Herbst dieselbe 
Drohung. Vielleicht verliere die Firma 
den Standort. Vielleicht wolle der Eigen-
tümer lieber eine Firma, die „alles aus 
einer Hand“ anbietet: Reinigung, Gar-
tenarbeit, Hausmeistertätigkeiten. Also 
arbeitete mein Vater noch mehr. Er über-
nahm Aufgaben, die nicht zu seinem 
eigentlichen Job gehörten. Er machte 
Überstunden. Er sagte selten nein. Nicht, 
weil er blind gehorsam war, sondern weil 
er Angst hatte. In Deutschland arbeiten 
rund 600.000 Menschen in der Gebäude-
reinigung. 60% der Beschäftigten haben 
einen Migrationshintergrund. Viele erle-
ben täglich, wie austauschbar ihre Arbeit 
behandelt wird. Wer krank wird, wer 
sich beschwert oder seine Rechte einfor-
dert, gilt schnell als schwierig und kann 
ersetzt werden. 

Nach der Beerdigung ging es also 
weiter. 

Die Rechnung für den Krankenwagen lag 
im Briefkasten, obwohl er zuhause ge-
storben war. Nachdem wir die Rechnung 
bei der Krankenkasse eingereicht hatten, 
kam die letzte Lohnabrechnung meines 
Vaters. Die Winterdienste fehlten und 
sein Samstagsdienst ebenso. Also gingen 
wir zu seiner Gewerkschaft. Dort wurde 
uns erklärt, dass wir nachweisen müss-
ten, dass mein Vater diese Stunden tat-
sächlich gearbeitet hatte. Wir waren also 
plötzlich in der Beweispfl icht.

Wie beweist man diE Arbeitszeit eines 
Toten?

Ich begann also seine Unterlagen zu 
durchsuchen. An der Wand seines Pau-
senraums/Umkleide, ein abgesperrter 
Bereich im Keller unter einer Treppe, 
hängt ein Kalender. Dort hatte mein Vater 
jedes Mal ein „K“ eingetragen, wenn er 
den Winterdienst machen musste. K für 
„Kar“, das heißt Schnee auf türkisch. In 
der Woche vor seinem Tod stand beinahe 
jeden Tag zweimal ein „K“ im Kalender. 
Später erfuhr ich, dass er teilweise bis zu 
acht Stunden Schnee geschippt hatte, be-
vor er noch zu seinem Nebenjob fuhr.

Mit jedem Dokument verstand ich mehr 
über die Bedingungen, unter denen mein 
Vater gearbeitet hatte. Ich sprach mit 
Kollegen, ehemaligen Mitarbeitern und 
Arbeitern anderer Firmen, die täglich am 
gleichen Objekt arbeiteten. Viele reagier-
ten resigniert. „Das bringt doch nichts“, 
sagten sie. „Das Geld bekommt ihr nicht 
zurück.“. Aber es ging nicht ums Geld. Es 
ging um Gerechtigkeit für ihn und ande-
re Arbeiter unter den gleichen Bedingun-
gen.

Also machte ich mich an den Ordner mit 
allen arbeitsbezogenen Unterlagen mei-
nes Vaters. Darin lagen Stundenzettel, 
eine Abmahnung und alte Gerichtsunter-
lagen. Ich fand Dokumente über nicht 
ausgezahlte Stunden für Winterdienste 
aus früheren Jahren. Ich fand Schriftver-
kehr über wenige Cent Lohnerhöhung, 
die meinem Vater zustanden, aber nie ge-
zahlt wurden. Und ich fand eine Abmah-
nung. Darin stand, mein Vater habe sich 
während einer „unerlaubten Frühstücks-
pause“ bedrohlich vor seinem Vorarbei-
ter aufgebaut. Er habe ihn angeschrien 
und gesagt, man solle ihn „wie einen 
Menschen behandeln“. Ich denke nichts 
hat mich je so sehr verletzt wie diesen 
Satz zu lesen. Später fand ich auch die 
Unterlagen zum Einspruch gegen diese 
Abmahnung. Am Ende ging es um einen 
Kaff ee, den mein Vater zwischen zwei 
Objekten getrunken hatte. Es stellte sich 
heraus, der angebliche Zeuge habe gelo-
gen. Zwischen den Dokumenten lag die 
Sterbeurkunde meiner Großmutter, die 
er einreichen musste, um einen einzigen 
freien Tag zu bekommen. Je mehr ich 
las, desto klarer wurde mir, dass der Tod 
meines Vaters kein isolierter Vorfall war. 
Nicht ein tragisches Einzelereignis. Son-
dern das Ergebnis jahrelanger Arbeits-
bedingungen, die Menschen erschöpfen, 
ausbeuten und unter Druck setzen.

Die WHO schätzt, dass jedes Jahr rund 
1,9 Millionen Menschen weltweit an den 
Folgen schlechter Arbeitsbedingungen 
sterben. Besonders lange Arbeitszeiten 
erhöhen das Risiko für Herz-Kreislauf-
Erkrankungen erheblich. Dennoch gelten 
Arbeitsbedingungen selten als Todes-
ursache. Wenn Arbeiter sterben, spricht 
man über persönliche Gesundheit, über 
Alter, über Lebensstil. Aber nur selten 
über die Unternehmen, politische Ent-
scheidungen und Verantwortung oder 
ein System, das Menschen dazu zwingt, 
über ihre körperlichen Grenzen hinaus-
zuarbeiten.

Ich denke oft an die letzte Woche 
meines Vaters zurück. An die zwei „K“ 
pro Tag im Kalender. An die Angst, 
ersetzbar zu sein. An den Satz aus der 
Abmahnung: 

„Behandeln Sie mich wie einen 
Menschen.“

Und viele Menschen um mich herum fra-
gen zurecht:
Wie kann es sein, dass Menschen nach 
Jahrzehnten körperlicher Arbeit sterben 
und ihre Familien danach Arbeitsstun-
den beweisen müssen?
Wie kann es sein, dass man nach einem 
Todesfall Rechnungen für Krankenwa-
gen erhält?
Wie kann es sein, dass Menschen an 
ihren Arbeitsbedingungen sterben und 
trotzdem niemand verantwortlich zu 
sein scheint?
Doch wir bleiben nicht nur mit off e-
nen Fragen zurück. Der Tod meines Va-
ters war kein Einzelfall. Und was auch 
passiert, wenn ein Arbeiter stirbt: Der 
Kampf für bessere Arbeitsbedingungen 
wird umso entschlossener weitergeführt, 
für ihn und für alle seine Kollegen.
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Aber mit diesen 43 Punkten gegen Asylanten ist es nicht getan. 
In praktisch allen anderen Kapiteln tauchen weitere Punkte 
auf, die sich gegen die Sündenböcke Ausländer richten. So 

wird schon in Kapitel 1 eine #deutschdenken-Imagekampagne mit 
dem ‚Stolz-Pass‘ gefordert. Auch bei dem Kapitel Kultur und Integra-
tion sind Einwanderungspolitik und das Sterben unseres Volkes wich-
tige Themen. Beim Kapitel Schulpolitik tauchen auch wieder die Aus-
länder, zumeist Asylanten oder Illegale genannt, als die Schuldigen 
auf. Wegen ihnen ist der Unterricht so schlecht. Das gilt auch für die 
Wissenschaft, wo man ausländische Wissenschaftler loswerden will. 
Bei der Inneren Sicherheit tauchen neben den Ausländern dann auch 
noch die Linksradikalen auf. Eigentlich gibt es kaum einen Punkt, bei 
dem die Ausländer nicht an allem schuld sind. So nimmt das Thema 
Ausländer, Asylanten, Illegale faktisch mindestens ein Drittel bis die 
Hälfte des Programms der AfD für Sachsen-Anhalt ein.

Viele Versprechungen
Die AfD hat bei den anderen bürgerlichen Parteien gut gelernt. Das 
Wahlprogramm ist voller Versprechungen: Mit der AfD wird alles 
besser und Geld gibt es wie Heu. So soll es für die ersten beiden 
Kinder 2.000 € und jedes weitere Kind 4.000 € Baby-Begrüßungsgeld
für deutsche Kinder geben. Sie verspricht: …Krippen und Kindergär-
ten… ab dem ersten Kind kostenlos… Kita- und Schulessen… kosten-
frei und von hoher Qualität. Woher das Geld angesichts leerer Kassen 
kommen soll? Dazu schweigt die AfD vornehm. Und dazu soll viel 
Geld in die Überwachung, Kasernierung von Asylanten und die dazu 
gehörige Bürokratie fl ießen. Für das Quälen und Schikanieren von 
Menschen schmeißt man das Geld zum Fenster raus. So sollen z.B. 
alle zur Verfügung stehenden medizinischen Mittel (u.a. Zahnuntersu-
chung, Röntgen der Handwurzel und des Schlüsselbeins) nutzen, um 
das wahre Alter angeblicher UMA festzustellen. (UMA: unbegleitete 
minderjährige Ausländer)

„Ausländer“
„Asylanten“
„Illegale“
Das AfD-Wahlprogramm für Sachsen-
Anhalt und worüber nicht gesprochen 
wird

Im September finden Wahlen in Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt statt. 
Die AfD bringt sich in Stellung, in den letzten beiden Bundesländern könnte sie stärkste Kraft 
werden. Mit über 250 Punkten verabschiedete die Partei im April ihr Wahlprogramm für Sach-
sen-Anhalt, das sie schon als Regierungsprogramm bezeichnet. Allein 43 Punkte davon ste-
hen im Kapitel Remigration und stellen damit den Schwerpunkt dar.
(direkte Zitate aus dem Wahlprogramm sind kursiv gesetzt)

Sie kündigt eine Technisierungs-, Digitalisierungs- und KI-Strategie
für Sachsen-Anhalt an. Da wird sie ihre Freunde wie Elon Musk und 
Co. mit viel Geld füttern.

Deutsch denken?
Unter dem Titel Deutsch denken! kündigt die AfD unter anderem 
neue patriotische Tourismuskonzepte an. Ob das zu Tourismusströ-
men führt? Im Zusammenhang mit der Raubkunst aus der NS-Zeit 
beklagen sie die künstliche Aufrechterhaltung eines Schuldgefühls, 
das wir endlich ablegen sollten. Ebenso fordern sie: Gefallene Sol-
daten haben ihr Leben für die Verteidigung ihres Landes gegeben. Es 
ist ein erstes Zeichen der patriotischen Wende, dass wir dieses große 
Opfer anerkennen und ehren.
Modernes Bauen wie z.B. im Bauhaus-Stil wollen sie bekämpfen: 
Wir orientieren uns damit an… Donald Trump… Das ist wohl patrio-
tisch und sehr deutsch? In der Kunst bekämpfen sie International(is-
tisch)es und wollen, dass diese einen Beitrag zu deutscher Identitäts-
fi ndung leistet.
Zum Deutsch denken gehört auch das Prinzip spalte und herrsche 
sowie verbiete. Daher will die AfD Gendersprache im gesamten amt-
lichen Sprachgebrauch untersagen. Auch an Schulen. Selbst Worte 
wie ‘Studierende‘ statt ‚Studenten‘ sollen verboten werden. In der 
Präambel ihre Programms stellen sie sich gegen …Gängelung der 
Bürger durch überbordende Bürokratie… Doch im Bereich der Kultur 
wollen sie massiv eingreifen und gängeln.
Im Rahmen der von der AfD lautstark angeprangerten Verbotskul-
tur wollen sie Eingebürgerte zu einer Erklärung zwingen, …keine 
ausländischen Konfl ikte aktiv (zu) unterstützen. Dies gilt insbesonde-
re für Konfl ikte meines ehemaligen Heimatlandes. Das heißt, Einge-
bürgerte müssen zwangsweise auf ihr grundgesetzliches Recht der 
freien Meinungsäußerung und politischen Betätigung verzichten. 
Das ist Verbotskultur nach dem Geschmack der AfD! Deutsche, vor 
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„Ausländer“
„Asylanten“
„Illegale“
Das AfD-Wahlprogramm für Sachsen-
Anhalt und worüber nicht gesprochen 
wird

allem die AfD, dürfen jederzeit zu Konfl ikten in aller Welt Stellung 
nehmen und Diktaturen freundschaftlich unterstützen. Eingebür-
gerte werden zu Bürgern zweiter Klasse!
Negativ fi ndet die AfD: Die Schule soll Einwanderer integrieren, so-
ziale Nachteile aller Art beheben und den Schaden einer schlechten 
Familie ausgleichen. Das wollen sie abschaff en und unnötige So-
zialarbeiter entlassen. Klagt die AfD zu Anfang demagogisch über 
das schlechte Schulsystem, das dazu führt, dass junge Menschen 
mangelhaft Lesen, Schreiben und Rechnen können, will sie gerade 
Maßnahmen zur Behebung sozialer Nachteile oder Ausgleichsmaß-
nahmen bei Familien mit Defi ziten abschaff en. Letztlich sollen so 
Kinder aus wohlhabenden Familien bevorzugt und aus armen Fa-
milien noch stärker benachteiligt werden. Weder soziale und psy-
chologische Betreuung noch Integration und Inklusion seien Aufgabe 
der Schule.
Fordert sie zuvor noch eine Technisierungs-, Digitalisierungs- und KI-
Strategie für Sachsen-Anhalt, so bezeichnet sie kurz danach, den Um-
gang mit digitalen Medien (als) eine Ursache für den Bildungsverfall. 
Sie drehen sich opportunistisch nach dem Wind. Das alles nennen 
sie optimale Förderung und bestmögliche Bildung für alle!

Wozu wird nichts gesagt?
Manchmal ist es entlarvender, auf das zu schauen, was nicht gesagt 
wird. Davon gibt es im AfD-Wahlprogramm für Sachsen-Anhalt viel.
Selbstverständlich wird nicht über Kapitalismus und Ausbeutung 
gesprochen. Ausbeutung gibt es für die AfD nur durch Asylanten. 
Dass das Kapital alle Arbeiter und Angestellten, egal ob Deutsch oder 
Ausländer, ausbeutet, um seinen Reichtum 
zu vermehren, dazu schweigt man. Stattdes-
sen beschwört man das Wir, die nationale 
Einheit, also die Einheit von Arbeiterklasse 
mit dem Kapital.
Wenn sich die AfD zum Thema Krieg äu-
ßert, dann sagt sie nichts über Imperialis-
mus. Dabei wird zunehmend sichtbar, dass 
zwischen den Großmächten USA und China 
sowie Russland und EU mit Deutschland 
ein gnadenloser Kampf um Märkte und 
Rohstoff e geführt wird. Die schon jetzt zu-
nehmenden Kriege wie in der Ukraine, Iran-
Palästina-Israel-USA werden nicht geführt, 
weil Putin oder Trump spinnen oder Xi aus 
China so raffi  niert ist. Es geht hier gnaden-
los um Machtinteressen. Merkwürdigerwei-
se hat die AfD nichts davon mitbekommen.
Auch bei den brutalen Kürzungen im Ge-
sundheitsbereich, bei der Rente, der Bildung usw. ist die AfD blind 
für die Interessen des Kapitals, mehr Staatsgelder in seine Taschen 
zu leiten. Die AfD kennt als Sündenböcke nur Asylanten, Asylanten 
und nochmal Asylanten. Es ist so off ensichtlich, dass hier von der 
brutalen Realität des Kapitalismus durch lautes Geschrei gegen Asy-
lanten abgelenkt werden soll. Die AfD zeigt damit deutlich, dass sie 
nicht auf der Seite der arbeitenden Menschen oder der kleinen Leute
steht, wie sie sagt.
Es ist unmöglich, alle 250 Punkte des Wahlprogramms hier im De-
tail darzulegen und zu widerlegen. Dann bräuchten wir ein Buch. 
Doch die aufgezeigten wesentlichen Punkte ziehen sich durch das 
gesamte Programm: Leere Versprechungen in Hülle und Fülle, Spal-
tung und Hetze, Schweigen zu Kapitalismus, Imperialismus und 
den Ursachen der Kriege. Insgesamt ist es ein Programm zur Ablen-
kung vom Kapitalismus. Die unten sollen sich untereinander um die 
Krümmel vom Tisch der herrschenden Klasse prügeln.

Die AfD kennt 
als Sündenböcke 
nur Asylanten, 
Asylanten und 
nochmal 
Asylanten. 
Es ist off ensicht-
lich, dass hier 
von der brutalen 
Realität des 
Kapitalismus 
durch lautes 
Geschrei gegen 
Asylanten 
abgelenkt 
werden soll.

Profi teure des 
Krieges
So titelt das Handelsblatt vom 19.5.26 einen Beitrag zu den 
Auswirkungen des Iran-Krieges. Während der Krieg, vor allem 
die Sperrung der Straße von Hormus, vor allem Produzenten 
im Nahen und Fernen Osten unter Druck bringt, teilweise die 
Produktion sinkt oder eingestellt werden muss, profi tieren laut 
Handelsblatt Konzerne in den USA und Europa vom Krieg.

Besonders krass ist das bei den Ölkonzernen, die sich als 
Kriegsgewinnler die Hände reiben. So hat z.B. BP seinen Netto-
gewinn im ersten Quartal 2026 im Vergleich zum Vorjahr um 
129% auf 3,2 Milliarden Dollar steigern können. Auch andere 
Ölkonzerne wie Total Energies (+29%) oder Shell (+24%) pro-
fi tieren vom Krieg. Der saudische Konzern Aramco hat seinen 
Gewinn ebenfalls um 26% gesteigert, da er einen Großteil 
seines Öls über eine Pipeline ans Rote Meer transportiert. Die 
Knappheit des Öls und Erdgases ist zwar teuer für die Verbrau-
cher, aber super für die Konzerne. In manchen Ländern können 
sich Menschen kaum noch Gas zum Kochen leisten. Strom ist 
in vielen Regionen im Preis enorm gestiegen. Die Verarmung 
schreitet voran, während die Großkonzerne Kasse machen.

Auch verschiedene Rohstoff händler sind Kriegsgewinnler. 
Besonders gut war der Krieg mit dem Iran für die kriselnde 
europäische Chemieindustrie, insbesondere die deutsche. Denn 
die asiatischen Firmen in China, Japan und anderen Ländern 
haben Schwierigkeiten, Rohstoff e für die Produktion zu be-
kommen und zudem steigen die Preise dafür gewaltig. Von 17 
Chemiekonzernen im Stoxx-Aktienindex übertrafen daher 12 
die Erwartungen der Analysten.

Besonders vorteilhaft ist der Iran-Krieg für US-amerikanische 
Chemieunternehmen wie DOW, der zu Anfang des Jahres noch 
unter der schwachen Weltwirtschaft litt. Im 2. Quartal ergab 
sich dank des Krieges eine Gewinnverdoppelung! Wenn der 
Krieg weitergeht und sich damit die Versorgungsengpässe in 
Asien verschärfen, könnte das den Gewinn von DOW und ande-
ren US-Chemiekonzernen noch steigern. Sie beziehen ihre Roh-
stoff e vor allem aus Frackingprodukten, ruinieren die Umwelt, 
sind aber unabhängig von Öl und Gas aus dem Nahen Osten.

Auch Düngerproduzenten haben höhere Gewinne dank stei-
gender Preise. Nur die Bauern leiden darunter. Der Hamburger 
Kupferproduzent Aurubis gehört auch zu den Kriegsgewinn-
lern, da er das Abfallprodukt Schwefelsäure auf einmal teuer 
verkaufen kann. Bisher lief 50% des weltweiten Schwefelhan-
dels über die Straße von Hormus. Aurubis konnte seine Jahres-
gewinnprognose von 425 auf 525 Millionen Euro erhöhen.

Man sieht also, auch im Krieg gibt es eine Klassenfrage. Das 
Kapital kann den Krieg zu einer Quelle höherer Profi te ma-
chen. Die Arbeiterklasse und die große Mehrheit der arbeiten-
den Menschen bezahlen die Kriege mit höheren Preisen, Entlas-
sungen, Sozialabbau, sinkenden Löhnen und im schlimmsten 
Fall auch mit ihrem Leben. Ihr Klasseninteresse ist daher 
gegen die Kriege der Großmächte!
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S logans wie „Freie Presse - Schützen was uns wichtig ist“ 
kann man seit Anfang Mai auf zahlreichen Plakaten in 
ganz Deutschland lesen. Die Europäische Kommission hat 

eine gigantische Werbekampagne gestartet, um die angeblichen 
Errungenschaften der EU in Bezug auf Presse-, Meinungs- und 
Wissenschaftsfreiheit anzupreisen. Doch zeitgleich geht man in 
Brüssel und hierzulande immer härter gegen die Teile der Pres-
se vor, die nicht bereit sind, die Politik der herrschenden Klasse 
zu stützen. Was wie ein Widerspruch zwischen Selbstdarstel-
lung und Praxis erscheint, passt eigentlich sehr gut zusammen. 
Denn in Zeiten, in denen die Politik die Pressefreiheit angreift, 
wird es umso notwendiger, sich als ihr Beschützer darzustellen.

Internationaler Tag der weniger freien Presse 
Der internationale Tag der Pressefreiheit am 3. Mai dient je-
des Jahr als Bestandsaufnahme für die Lage der unabhängigen 
Presse. Im Zentrum steht dabei das jährliche Ranking von Re-
porter ohne Grenzen, bei dem die Organisation die Pressfrei-
heit in 180 Ländern bewertet. Doch der Tag dient auch für so 
manche Regierung dazu, sich gegenüber der globalen Konkur-
renz zu profilieren. So erklärte Kulturstaatsminister Wolfram 
Weimar im Vorfeld des Tages, man müsse ihn nutzen, um auf 
die „mutigen Journalisten in Ländern wie Venezuela, Russland 
und Iran“ aufmerksam zu machen. Ohne Zweifel ist die Lage der 
unabhängigen Presse in diesen Ländern nicht besonders gut, 
doch damit stehen sie längst nicht allein da. Dieses Jahr fiel die 
Bilanz vieler Staaten nicht gut aus. Weltweit hat sich die Lage 
von Journalistinnen und Journalisten verschlechtert und auch 
Deutschland rutscht in der diesjährigen Rangliste erneut eini-
ge Plätze nach unten. Dabei spricht Reporter ohne Grenzen von 
einer wachsenden Bedrohungslage hier im Land. Als zentrale 
Gründe dafür werden die steigenden Übergriffe auf Journalis-
ten, insbesondere bei der Berichterstattung über rechtsextreme 
Milieus, und die „unverhältnismäßig hohen Hürden bei der Be-
richterstattung zum Nahostkonflikt“ genannt. Bereits Anfang 
des Jahres sprach Reporter ohne Grenzen in seinem Lagebericht 
von einem angespannten Klima bezüglich der Nahostberichter-
stattung. Demnach hätten Journalisten Schwierigkeiten, Kriegs-
verbrechen Israels auf die Art und Weise aufzugreifen wie bei 
anderen Ländern. 

Pressefreiheit im Rahmen der Staatsräson
Der enorme Druck, der auf Medienschaffenden hierzulande las-
tet, wenn es darum geht über den Völkermord in Gaza zu berich-
ten, wurde in den letzten zwei Jahren immer wieder deutlich. So 
wurde schon vor zwei Jahren bekannt, dass die ARD eine Hand-
reichung mit dem Titel „Glossar Berichterstattung zum Nahostkon-
flikt (zur internen Nutzung)“ an seine Mitarbeiter gegeben hat, in 
der auf 44 Seiten dargelegt wird, wie man den Krieg Israels gegen 
das palästinensische Volk einzuordnen habe. Das Papier listete 
unter anderem eine Reihe von Experten, die man zu dem Thema 
anfragen könne, wobei diejenigen, die in Verdacht stehen, von der 
Staatsräson in einigen Punkten abzuweichen, etwa die Politologin 
Muriel Asseburg, mit einem Warnhinweis und dem Verdacht der 
einseitigen Argumentation versehen wurden. Befeuert wurde der 
Druck auf die Berichterstattung auch von Vertretern Israels. Das 
bekam unter anderem die ARD-Journalistin Sophie von der Tann 
zu spüren. Die Tel Aviv-Korrespondentin des öffentlich-rechtlichen 
Senders sah sich aufgrund ihrer Berichterstattung aus Israel, die 
auch Kriegsverbrechen der IDF ansprach, mit einer Welle von 
Hass und Diffamierungen durch Vertreter der israelischen Regie-
rung in Deutschland konfrontiert. Zwar gab es einige Kolleginnen 
und Kollegen und auch Reporter ohne Grenzen, die ihr daraufhin 
Solidarität aussprachen, seitens der Bundesregierung gab es je-
doch keinerlei Rückendeckung. 

Die Berichterstattung zum Völkermord in Gaza ist insgesamt als 
Musterbeispiel für den Umgang Deutschlands mit der Pressefrei-
heit zu sehen. Denn dabei hat sich besonders deutlich gezeigt, dass 
diese nur so weit gewährleistet bzw. geschützt wird, wie nicht 
die Gefahr besteht, in zu großem Maße den Interessen der herr-
schenden Klasse in die Quere zu kommen. Mit dem Berufen auf 
die Staatsräson hatte man ein besonderes Mittel in der Hand, um 
die diese Interessen zu verschleiern und konnte so deutlich härter 
gegen Abweichungen vorgehen, ohne einen zu großen Aufschrei 
zu produzieren. Doch die Kluft zwischen der Selbstdarstellung der 
Bundesregierung als moralisch überlegen und der Wahrnehmung 
großer Teile der Bevölkerung wurde irgendwann so groß, dass im-
mer mehr Teile der Gesellschaft diese Verschleierung nicht mehr 
abgekauft haben. Immer wieder wurde in Meinungsumfragen das 
geringe Vertrauen der Bevölkerung in die Berichterstattung zu 
dem Thema deutlich. 

Druck, Sanktionen, Staatsräson

PRESSEFREIHEIT 
UNTER BESCHUSS

Die herrschende Klasse führt einen Kampf um die Wahrheit.
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Freie Presse – Sanktionieren was uns nicht passt 
Die Berichterstattung zum Völkermord in Gaza ist zwar ein beson-
ders eindrückliches Beispiel für den Umgang der Bundesregierung 
mit der Pressefreiheit, aber längst nicht das einzige. Bereits in der 
letzten Ausgabe (Mai 2026) haben wir den Fall des von der EU sank-
tionierten Journalisten Hüseyin Doğru behandelt. Der Gründer der 
Online-Plattform von Red Media war nicht der einzige, dem im 
Kontext seiner journalistischen Tätigkeit die Konten gesperrt und 
das Reisen verboten wurde (mittlerweile wurde sogar das Konto 
von Doğrus Mutter gesperrt). Im selben Sanktionspaket wurde 
auch der Schweizer Militäranalyst und Autor Jacques Baud aufge-
führt, mit denselben Konsequenzen für sein persönliches Leben. 
Der Fall von Jaques Baud ist ein besonders interessant, weil Baud 
durchaus als renommierter Experte für die Lage in der Ukraine ge-
sehen werden kann. Er arbeitete für den Schweizer Nachrichten-
dienst als Analyst für die Ostblockstaaten und war sogar Teil von 
NATO-Missionen in der Ukraine. Die Sanktionen gegen ihn wur-
den mit der Verbreitung von „prorussischer Propaganda“ und dem 

Verbreiten von Verschwörungstheorien zum Angriff  Russlands auf 
die Ukraine begründet. Seine „Verschwörungstheorie“ besteht da-
bei darin, dass er in seinen Büchern und der Öff entlichkeit Gründe 
für den Ausbruch des Ukrainekrieges aufzeigt, die nicht dem herr-
schenden Narrativ entsprechen, nach dem der alleinige Grund da-
für in der Machtgier und Ausbreitungsfantasien Wladimir Putins 
zu fi nden ist. Je länger der Krieg in der Ukraine andauert, desto 
wichtiger wird es für Deutschland und die anderen EU-Staaten, 

dieses Narrativ aufrecht zu erhalten. Nur so können all die Waf-
fenlieferungen, die das Töten weiter am Laufen halten, gegenüber 
der Bevölkerung gerechtfertigt werden. Nur so kann jede Verhand-
lungsoption zu Ungunsten der eigenen Interessen bei der Auftei-
lung der Ukraine ausgeschlagen werden. 

Herrschende Klasse führt Kampf um die Wahrheit
Der Druck auf die unabhängige Presse zeigt deutlich: Der Kampf 
um die Deutungshoheit und Wahrheit wird im Zuge der Kriege der 
letzten Jahre härter geführt als zuvor und die Pressefreiheit ist ein 
zentrales Kampff eld. Und dieser Kampf wird nicht nur über die 
Regierungen geführt. Auch die Kapitalisten selbst mischen dabei 
mit. Ein besonders beunruhigendes Beispiel könnte die Richtung 
aufzeigen, in die sich die Pressefreiheit entwickelt: Das neueste 
Startup des Tech-Unternehmers Peter Thiel. Mit Objection will 
der Gründer des Überwachungssoftware-Unternehmens Palantir 
mittels KI eine allein für die Medienwelt geschaff ene Paralleljustiz 
einrichten. Jeder kann für 2000 Euro gegen Aussagen in der Presse 

klagen, woraufhin diese von KI und ehemaligen FBI-Mitarbeitern 
auf ihren „Wahrheitsgehalt“ geprüft werden. Die Entscheidungsge-
walt über die Wahrheit liegt dabei bei denjenigen, die unsere Aus-
beutung und Unterdrückung aufrechterhalten wollen. Das bedeu-
tet auch, dass all jene Medienschaff ende, die den Kampf dagegen 
aufnehmen und die wahren Ursachen aufdecken, zur Zielscheibe 
von der herrschenden Klasse und ihrer Regierungen werden. 
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Trump lässt Komplimente regnen - Ausdruck der 
zuspitzenden Widersprüche

Mit einer enormen Delegation aus ca. 20 Vertretern des US-Finanz-
kapitals reiste Trump in China an. Unter ihnen: Tech-Milliardär 
Elon Musk, Mitbegründer und CEO des NVIDIA-Monopols Jen-
Hsun Huang, Apple-CEO Tim Cook und Boeing-CEO Kelly Ortberg. 
Denn der US-Handelskrieg gegen China läuft nicht wie erwartet. 
Dieser wurde zwar zunächst mit sicherheitspolitischen“ Gründen 
gerechtfertigt, das Ziel war allerdings klar: ein Zurückdrängen Chi-
nas auf der globalen Bühne. China konnte zurückschlagen, wie z.B. 
durch die Kontrolle der Seltenen Erden (China verarbeitet knapp 
90% der Seltenen Erden weltweit) oder anderer Lieferketten wie 
Solarzellen und Batterien. Auch der Krieg gegen den Iran kann aus 
US-Sicht nicht „gewonnen“ werden und dann wäre da noch das 
Thema Taiwan. Das Image der USA als „Weltmacht im Untergang“ 
verfestigt sich. Zudem machen die Umfragewerte für Trump deut-
lich, dass China am längeren Hebel sitzt. Doch auch China braucht 
die USA. Als Markt, um die Waren aus ihrer massiven Überproduk-
tion abzusetzen, aber auch für den Import von High-Tech-Produk-
ten, wie die Hochleistungschips von NVIDIA. 
Er habe „so viel Respekt für China und die Arbeit, die sie geleis-
tet haben“, sagte Trump nach dem Gespräch mit Xi Jinping. „Es ist 
eine Ehre mit ihnen zusammen zu sein und ihr Freund zu sein. 
Die Beziehung zwischen China und den USA wird besser sein als je 
zuvor.“ Bei den ganzen Komplimenten und der freundlichen Ges-
tik könnte man meinen, es stehen sich nicht zwei imperialistische 
Großmächte gegenüber, die in einem Hegemonialkonflikt und er-
bitterten Handelskrieg verwickelt sind, der den gesamten Plane-
ten beeinflusst. Doch absurde Aussagen wie diese sind es, die uns 
die gegenseitigen Abhängigkeiten und die sich zuspitzenden Wi-
dersprüche zwischen den Imperialisten verdeutlichen: Auf kurze 
Sicht muss Trump liefern und XI Jinping nimmt die Zugeständnis-
se dankend an. Die USA wollen ca. zehn chinesischen Firmen, da-
runter die Alibaba Group, die „H200“-Hochleistungschips (wichtig 
für KI) von NVIDIA zum Verkauf freigeben. Auch Flugzeuge und 
Turbinen von Boeing will China kaufen und selbst die Exportlizen-
zen für Rindfleisch freigeben. 
Das einzige außenpolitische Zugeständnis, das Trump Xi abrin-
gen konnte, war dessen Aussage, dass der Iran keine Atomwaffen 
besitzen sollte. In Sachen Taiwan gab es wohl „Gespräche“ über 
US-Waffenlieferungen, die von chinesischer Seite als Erfolg be-
zeichnet werden. Doch auch dort ist nicht wirklich eine Entspan-

nung in Sicht, denn Taiwan bleibt für „Big-Tech“ aufgrund ihrer 
leistungsstarken Halbleiter unverzichtbar. Eine Kontrolle Chinas 
würde eine Neuverteilung globaler Lieferketten bedeuten. All das 
ist für keine Seite „der große Wurf“ und bedeutet sicherlich nicht 
das Ende des Handelskriegs, sondern ein kurzfristiges Entgegen-
kommen, dass beiden Imperialisten nicht sonderlich wehtut – mit 
einem kleinen Plus für China. Der zugrundeliegende Hegemonial-
konflikt wird sich dadurch weiter verschärfen, denn die Zeit tickt 
im Sinne des chinesischen Imperialismus. Jede US-Maßnahme, die 
China nicht schwächt, stärkt es auf lange Sicht. Doch dass wohl-
wollende Worte Trumps noch nichts zu bedeuten haben, wissen 
alle spätestens seit dem letzten China-Besuch, nachdem er Kompli-
mente regnen ließ und kurz darauf einen Handelskrieg verkünde-
te. Das der „Kuchen“ noch nicht gegessen ist zeigte Trump mit sei-
ner Einladung Xi Jinpings nach Washington für den 24. September.

Putins Besuch: Die Allianz der Rohstoffe und 
gegenseitigen Abhängigkeiten

Kurz nach Trumps Abflug folgte der nächste imperialistische 
Staatschef: Wladimir Putin. Die russisch-chinesische Partnerschaft 
sei auf einem „beispiellos hohen Niveau“ heißt es. Putin sprach 
trotz „ungünstiger äußerer Umstände“ – ein verhüllter Hinweis 
auf Russlands Isolation durch den Krieg gegen die Ukraine – von 
einer „starken, positiven Dynamik“ in den Wirtschaftsbeziehun-
gen. Diese freundschaftlichen Worte kaschieren jedoch nur eine 
imperialistische Interessensgemeinschaft: Russland benötigt drin-
gend einen Absatzmarkt für seine Rohstoffe, China muss die Ener-
gie für seine Warenproduktion sichern. Das jährliche bilaterale 
Handelsvolumen liegt bei über 200 Milliarden US-Dollar und ist 
für beide Seiten essenziell. Die Energiekooperation ist der Kern 
dieser Partnerschaft, die Putin als „Lokomotive“ der gegenseitigen 
Beziehungen bezeichnete. Im Jahr 2025 lieferte Russland 101 Mil-
lionen Tonnen Erdöl sowie 49 Milliarden Kubikmeter Erdgas nach 
China. Geplant sind weitere Gaspipeline-Projekte wie die „Power 
of Siberia 2“ über die Mongolei, die Russlands wirtschaftliche Ab-
hängigkeit von China weiter zementiert, aber eben auch einen Aus-
weg aus der Krise mit Europa darstellt. Wie jede Allianz zwischen 
Imperialisten ist auch diese von inneren Widersprüchen geprägt. 
Beim Besuch zeigte sich China weiterhin als „neutraler Vermittler“ 
im Ukrainekrieg – während es gleichzeitig die militärische Zusam-
menarbeit mit Russland intensiviert, einschließlich geheimer Aus-
bildungsprogramme für russische Soldaten.

China lädt ein
Wer den Tisch deckt, 
bestimmt das Menü

Die Vertreter der zwei größten imperialistischen Staaten, US-Präsident Donald Trump und der chinesische 
Staatspräsident Xi Jinping, trafen sich kürzlich in Peking. Kurz danach besuchte der russische Präsident 

Vladimir Putin China, gefolgt von einer Vertreterin des deutschen Imperialismus: Katherina Reiche. 
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Reiches Besuch: Der Kampf des deutschen 
Imperialismus gegen den Technologierückstand

Kaum war Putins Delegation abgereist, empfi ng Xi die nächste Be-
sucherin: Bundeswirtschaftsministerin und Lobbyistin für fossi-
le Energie Katherina Reiche – gemeinsam mit 35 Vertretern des 
deutschen Finanzkapitals, darunter Schaeffl  er-Vorstand Thomas 
Stierle sowie Vertretern aus dem Bereich erneuerbare Energien 
und Start-ups, die den Technologierückstand aufholen sollen, und 
BASF-Chef Markus Kamieth, der erst wenige Wochen zuvor die Er-
öff nung eines neuen BASF-Mega-Werks in 
China gefeiert hatte - die größte Einzelin-
vestition der Unternehmensgeschichte mit 
fast neun Milliarden Euro. 
Das Kernziel der Delegation war klar: Bes-
serer Zugang zu Seltenen Erden und Inves-
titionen. Wie bereits erwähnt verarbeitet 
China knapp 90% der Seltenen Erden welt-
weit und hatte im Zuge des Handelskriegs 
mit den USA die Ausfuhr von sieben Seltenen Erden und daraus 
gefertigten Magneten gedeckelt – mit direkten Folgen für die deut-
sche Industrie. Moderne Technologien sind ohne diese Rohstoff e 
nicht denkbar und Deutschlands exportorientierte Wirtschaft 
steckt in der Klemme. Das Handelsdefi zit mit China spricht eine 
deutliche Sprache: Deutschland importierte 2024 Waren im Wert 
von 170 Milliarden Euro aus China – 8,8 Prozent mehr als im Vor-
jahr – während die deutschen Exporte nach China um 9,7 Prozent 
auf 81 Milliarden Euro zurückgingen. Besonders hart triff t es die 
Stahlindustrie: Die deutsche Rohstahlproduktion ist im ersten 
Halbjahr 2025 um knapp zwölf Prozent auf das Niveau der Finanz-
krise 2009 gesunken. Von den zehn größten Stahlkonzernen welt-
weit sitzen sechs in China. Der erste deutsche Konzern, Thyssen-
krupp, landet auf Rang 42. Chinesische Konkurrenten verkaufen 
dieselben Güter teils 50 Prozent unter Marktpreis und verdrängen 
die deutsche Stahlindustrie systematisch vom Markt. Das EU-wei-
te Handelsdefi zit mit China stieg 2025 auf 359,3 Milliarden Euro 
– fast ein Fünftel mehr als im Vorjahr. Ökonomen nennen dies den 
„zweiten China-Schock“.

Kaum saß Reiche, kam Chinas Handelsminister Wang auch schon 
zur Sache: Er beklagte EU-Handelsschutzmaßnahmen mit „stark 
protektionistischer Färbung“ und versuchte dabei Deutschland zu 
isolieren. Seine Botschaft war klar: China und Deutschland seien 
doch eigentlich „Nutznießer der Globalisierung“ mit ähnlichen 
Interessen – wenn da nicht der US-Handelskrieg und die EU mit 
ihren Schutzmaßnahmen wäre. Denn die EU drängt mit Maßnah-
men wie dem „Industrial Accelerator Act“ zu härteren Bedingun-
gen für chinesische Investitionen.

Reiche versuchte stattdessen, ihn zu um-
werben. Chinesische Investitionen seien 
„willkommen“, sagte sie. Überall auf dieser 
Tour schwärmte sie von der „Stärke Chi-
nas“ und der „Technologieführerschaft“. 
Das ist keine Naivität, sondern Kalkül: Als 
Vertreterin des deutschen Kapitals weiß 
Reiche, dass der deutsche Imperialismus 
schlicht (noch) nicht in der Position ist, 

dem chinesischen Kapital Bedingungen aufzuzwingen. Wer auf 
chinesische Investitionen hoff t, um Deutschlands Technologie-
rückstand aufzuholen, muss nett wirken und die eine oder andere 
Provokation auch schlucken können. Diese Unterwürfi gkeit ist das 
Eingeständnis, dass der deutsche Imperialismus gegenüber dem 
chinesischen zunehmend ins Hintertreff en gerät. Jahrzehntelang 
lieferte die deutsche Industrie die Technik für Chinas Aufstieg – 
nun sind es Deutschlands Kernindustrien, die in Bedrängnis sind.
Dass die europäischen und insbesondere die deutschen Imperialis-
ten nicht einfach hinnehmen werden, in wirtschaftlicher wie mili-
tärischer Hinsicht ins Hintertreff en zu geraten, sondern dem Gang 
der Geschichte vor allem auf militärischem Gebiet eine andere 
Wendung geben wollen, das zeigen die gigantischen Aufrüstungs-
Programme in der EU („ReArm Europe“-Plan, 800 Mrd. € Militär-
ausgaben) und deren Mitgliedsstaaten, sowie die Angriff e auf den 
noch verbleibenden Sozialstaat.

Als Vertreterin des deutschen 
Kapitals weiß Reiche, dass der 

deutsche Imperialismus schlicht 
(noch) nicht in der Position ist, 

dem chinesischen Kapital Bedin-
gungen aufzuzwingen.
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Die Umstrukturierung der Volkswa-
gen AG (VW AG), Europas größtem 
und weltweit zweitgrößtem Auto-

mobilkonzern, geht weiter. Der VW-Kon-
zern, der jahrelang mit Konkurrenten aus 
Japan und den USA auf dem weltweiten 
Automobilmarkt um einen größeren Anteil 
bei Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor 
hart konkurrierte, verliert insbesondere 
auf dem chinesischen Markt seine Vor-
machtstellung, da Elektrofahrzeuge dort 
immer mehr Anklang finden.

Der Volkswagen-Konzern (VW), der in der vergangenen Zeit seine Produktionskapazitäten um mehr als zwei 
Millionen reduziert und dafür 70.000 Arbeitsplätze abgebaut hat, bereitet nun einen neuen Angriff vor. Dem-
nach sollen in Deutschland die Produktionskapazitäten um eine weitere Million Autos abgebaut werden. Wäh-
rend zahlreiche „Lösungen“ diskutiert werden, darunter Werksschließungen und die Verlagerung der Produk-
tion nach Mexiko und in die Türkei, fordert die Porsche-Piech-Dynastie eine Steigerung der Gewinnmarge auf 
ein Niveau zwischen 8 und 10 Prozent. Während all dies geschieht, „übersetzt“ die IG Metall die Erklärungen 
des Konzerns für die Arbeiter!

Volkswagen-Konzern (VW AG)

Die VW AG umfasst zehn Hauptmarken aus fünf europäischen Ländern, die ein breites 
Spektrum vom Massenmarkt- bis zum Luxussegment abdecken. Zu den Hauptmarken 
gehören: Volkswagen, Audi, Skoda, Seat, Cupra, Porsche, Lamborghini, Bentley, Ducati 

(Motorräder) und Volkswagen Nutzfahrzeuge (VNF).

TRATON SE, eine Tochtergesellschaft der Volkswagen AG, ist ein Zusammenschluss der 
vier früheren Lkw-Unternehmen des Konzerns. TRATON SE ist einer der weltweit füh-
renden Hersteller von Nutzfahrzeugen. Die vier Hauptmarken der Gruppe sind: Scania, 
MAN, Navistar (International) und Volkswagen Truck & Bus („VW Caminhões e Ôni-

bus“). Die Produktpalette umfasst neben leichten und schweren Lkw auch Busse.

NEUE ANGRIFFE 

BEIM VW-KONZERN
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Die Porsche-Piech-Dynastie ist unersättlich!
Unter den weltweit im Jahr 2025 verkauften mehr als 80 Millionen 
Autos lag der Anteil von Elektro- und Hybridfahrzeugen erstmals 
bei über 25 Prozent. Es wird erwartet, dass die Zahl der verkauf-
ten Elektro- und Hybridfahrzeuge, die etwas über 20 Millionen lag, 
auch in diesem Jahr weiter steigen wird.
Volkswagen liegt in Europa sowohl bei Fahrzeugen mit Verbren-
nungsmotor als auch bei Elektrofahrzeugen an erster Stelle. Doch 
diese Position des Konzerns ist nicht sehr gefestigt. Vor allem die 
US-amerikanische Firma Tesla und das chinesische Unternehmen 
BYD dominieren derzeit auf der Welt den Markt für Elektrofahr-
zeuge.
Genau hier beginnen die Wettbewerbsprobleme des VW-Kon-
zerns. Wenn von „Problemen“ gesprochen wird, bedeutet das 
nicht, dass der VW-Konzern Verluste macht. Im Gegenteil, dort 
läuft alles wie am Schnürchen: VW schloss das Geschäftsjahr 2025 
mit einem Gewinn von 6,9 Milliarden Euro ab. Der Finanzvorstand 
des Konzerns, Arno Antlitz, begann bei der Vorstellung der Bilanz 
für 2025 mit den Worten: „Das Jahr 2025 war geprägt von geopoli-
tischen Spannungen, Zöllen und intensivem Wettbewerb“. Damit 
sagt Antlitz jedoch nur die halbe Wahrheit: Wären die in der Bilanz 
als „Sondereffekte“ bezeichneten Posten – mit Ausnahme der US-
Zölle – herausgerechnet worden, hätte der Konzern ein operatives 
Ergebnis von 17,7 Milliarden Euro erzielt, was einer Gewinnmarge 
von 5,5 Prozent entsprochen hätte. 
Nach Angaben des Betriebsrats (BR) belastete allein der Strate-
giewechsel bei Porsche die Konzernbilanz mit rund 5 Milliarden 
Euro, während sich die US-Zölle mit rund 3 Milliarden Euro in der 
Bilanz niederschlugen. Außerdem flossen 
dem Konzern plötzlich weitere 6 Milliarden 
Euro zu! Über die Herkunft dieser Summe 
wurde der Öffentlichkeit bislang noch kei-
ne Auskunft gegeben. Insgesamt betrachtet 
jammert der VW-Konzern trotz seiner star-
ken Position auf hohem Niveau.
Die Erwartungen der Eigentümer des Kon-
zerns, der Porsche-Piech-Dynastie und des 
Staatsfonds von Katar, sind äußerst klar: 
Laut einem am 27. April 2026 veröffent-
lichten Bericht der Zeitung Handelsblatt 
haben die Eigentümer des Konzerns im 
VW-Aufsichtsrat mitgeteilt, dass sie „Pläne 
zur Entwicklung einer neuen Vision haben, 
die trotz sinkender Verkaufszahlen eine 
Gewinnmarge von zehn Prozent anstrebt“. 
Die Automobil-Milliardäre üben seit lan-
gem Druck auf die Unternehmensleitung 
aus, um die Gewinnmarge und die Dividen-
denzahlungen zu sichern, und fordern ver-
stärkte Sparmaßnahmen.

Mehr Gewinn bei 
geringeren Verkäufen
Die „neue Vision“ der Porsche-Piech-Dynastie und anderer Aktio-
näre ist nicht neu. Mit weniger Arbeitskräften mehr produzieren, 
verlängerte Arbeitstage und Versuche, die Löhne der Arbeiter zu 
senken – das steht im Streben des Kapitals nach maximalem Profit 
immer auf der Tagesordnung. In der sozialistischen Literatur wird 
dies kurz als „extreme Ausbeutung“ bezeichnet!
Da die Porsche-Piech-Dynastie ihren Managern den Auftrag erteilt 
hat, „trotz geringerer Verkaufszahlen höhere Gewinnmargen“ zu 
erzielen, braucht man kein Hellseher zu sein, um zu erkennen, 
dass die Angriffe auf Arbeiterrechte im VW-Konzern erheblich zu-
nehmen werden.

Alle „Sparpakete“, die innerhalb des Konzerns unter dem Vorwand 
der „Sicherung von Arbeitsplätzen und Wettbewerbsfähigkeit“ 
auf den Tisch kommen, dienen ausschließlich der Steigerung der 
Gewinnmarge: Abgesehen von früheren Zeiten wurden seit 2020 
kontinuierlich zahlreiche Sparmaßnahmen zur Kostensenkung 
umgesetzt. Noch bevor der Ende 2023 beschlossene Plan, bis 2026 
jährlich 10 Milliarden Euro einzusparen, umgesetzt werden konn-
te, wurde Ende 2024 in Deutschland der Abbau von 35.000 Arbeits-
plätzen sowie die Schließung von zwei Werken (Dresden und Os-
nabrück), in China 20.000 Entlassungen und die Schließung von 
zwei Werken (Xinjiang und Nanjing) beschlossen. 
Während die Entlassungen und Werksschließungen in Deutsch-
land bis 2030 andauern werden, wurden die betroffenen Werke 
in China bereits geschlossen und 20.000 Beschäftigte entlassen. 
VW-Chef Oliver Blume sagte dazu: „Was für uns in China eine sehr 
positive Erfahrung war, ist die hohe Disziplin und Bereitschaft bei 
der Umsetzung der Maßnahmen. […] Wir sollten uns ansehen, wie 
andere Länder vorgehen; auch in China gibt es viel darüber zu ler-
nen, wie sich das Land entwickelt“ (BILD, 21.3.2026: „Wir haben 
VW von Grund auf umgekrempelt“) und machte damit deutlich, 
dass man einen aggressiveren Kurs einschlagen werde.

Überkapazitäten werden abgebaut
CEO-Blume legte bei der Aufsichtsratssitzung Ende April einen 
fast 180-seitigen Bericht vor, der in Zusammenarbeit mit der Bera-
tungsfirma „Boston Consulting Group“ (BCG) erstellt worden war. 
Demnach seien die Produktionskapazitäten in allen Werken des 
Konzerns nach wie vor hoch, deshalb müssen vier weitere Werke 

geschlossen werden. Wie bekannt ist, hatte 
sich der VW-Konzern Ende 2024 mit dem 
Gesamtbetriebsrat (GBR) und der IG Metall 
darauf geeinigt, die Produktionskapazität 
von über 12 Millionen auf 10 Millionen bis 
Ende 2027 zu senken. In diesem Zusammen-
hang war beschlossen worden, in Deutsch-
land insgesamt 50.000 Beschäftigte abzu-
bauen – davon 35.000 aus VW-Werken und 
15.000 von Audi und Porsche (im Rahmen 
von Vorruhestandsregelungen und Sozial-
plänen) – sowie die zwei Werke (Dresden 
und Osnabrück) zu schließen. Dieser Plan 
hatte die Produktionskapazität in Deutsch-
land um eine Million reduziert. Durch die 
Schließung von zwei Werken in China und 
die Entlassung von 20.000 Beschäftigten 
wurde die Gesamtproduktionskapazität in 
China um 1,5 Millionen reduziert. Außer-
dem soll mit Ausnahme von Porsche ein 
neues Lohnsystem eingeführt werden, um 
die Löhne um 20 Prozent zu senken – die 
Verhandlungen darüber laufen hinter ver-
schlossenen Türen weiter.
Nach dem neuen Plan steht die Schließung 

der Werke in Emden, Zwickau und Hannover, in denen VW-Mo-
delle hergestellt werden, sowie des Werks in Neckarsulm, in dem 
Audi-Modelle produziert werden, auf der Tagesordnung. In die-
sen Werken sind derzeit etwa 43.000 Arbeitnehmer beschäftigt. 
In einem Artikel der Zeitschrift Manager Magazin (MM) wird ein 
Manager aus dem VW-Vorstand mit folgenden Worten zitiert: „Wir 
können in Deutschland zwei (VW-)Werke schließen, ohne auch 
nur ein einziges Auto zu verlieren. Gleichzeitig sparen wir 1,5 bis 
1,7 Milliarden Euro.“ Der Manager bezieht sich dabei auf die Wer-
ke in Emden und Zwickau. 

Gemäß dem zwischen GBR/IG Metall und 
VW unterzeichneten Vertrag werden die 
Werke in Dresden und Osnabrück 
nicht geschlossen. Der Vorstand des 
Konzerns sucht nach „Alternativen“ für 

diese Werke. Für das Werk in Dresden, in 
dem die Produktion Ende 2025 eingestellt 
wurde, laufen offiziell Arbeiten zur Um-
wandlung in einen „Innovationscampus“ 
in Zusammenarbeit mit der TU Dresden. 

Laut Informationen, die an die Presse 
durchgesickert sind, laufen jedoch Ge-

spräche über den Verkauf des Werks an 
den chinesischen Konkurrenten BYD oder 
über die Produktion für diesen Konzern. 
Was das Werk in Osnabrück betrifft, so 
laufen Gespräche über den Verkauf an 

den israelischen Rüstungskonzern „Rafael 
Advanced Defence Systems“ oder über die 
gemeinsame Produktion von Kriegsfahr-

zeugen mit diesem Unternehmen.
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Die Schließung des Werks in Hannover, in dem die Elektrofahr-
zeuge ID.Buzz und der VW-Transporter (Generation T7) hergestellt 
werden, steht schon seit längerem zur Debatte. Der neue VW-
Transporter (Generation T7), der Anfang 
2025 auf den Markt kam, wird unter ande-
rem in der Türkei produziert. Die Produk-
tion erfolgt in Zusammenarbeit mit Ford 
im Ford Otosan-Werk in Kocaeli – nach 
Angaben der Beteiligten lässt sich die Pro-
duktionskapazität in Kocaeli problemlos 
erhöhen.
Im Audi-Werk in Neckarsulm werden der-
zeit Modelle wie der A5 und der A6 pro-
duziert; beide sind Modelle mit Verbren-
nungsmotor. Audi-CEO Gernot Döllner 
hatte zuvor erklärt, dass man es vorziehe, 
die Produktion in Nordamerika zu stärken 
und ein Audi-Werk in den USA zu errich-
ten, anstatt überschüssige Produktions-
kapazitäten in Deutschland zu erhalten. 
Die Produktion in Neckarsulm könnte 
hingegen vollständig nach Ingolstadt ver-
lagert werden, wo sich der Audi-Hauptsitz 
befi ndet. Sollten diese Pläne des Konzerns 
umgesetzt werden, würden in Deutschland 
nur noch in Wolfsburg (VW) und Ingolstadt 
(Audi) Fahrzeuge für den breiteren Markt 
produziert.
Für die Porsche-Werke in Zuff enhausen 
und Leipzig gibt es noch keine konkreten 
Pläne. Laut einem Bericht in „Spiegel Plus“ 
erklärte Michael Leiters, der Anfang die-
ses Jahres zum Porsche-Vorstandsvorsit-
zenden ernannt wurde, dass derzeit Pläne 
ausgearbeitet werden, welche Modelle das 
Unternehmen gemeinsam mit Audi an wel-
chen Standorten produzieren könnte. So 
werden beispielsweise Porsches „Elektro-
SUV Macan“ und Audis „Q6 e-tron“ auf der-
selben Plattform produziert. Porsche könn-
te dieses Modell aus Leipzig abziehen und 
nach Ingolstadt verlagern, wo die Produk-
tion kostengünstiger ist. Auch das Porsche-
Modell M1 (vorläufi ger Name), das auf der 
Plattform des Audi Q5 produziert werden 
soll, könnte nach Mexiko verlagert werden, 
wo die Produktion sehr kostengünstig ist.
CEO Blume strebt im Rahmen der „SSP & 
CSP-Plattformstrategie“ (siehe Kasten) an, 
die Zahl der rund 150 Modelle aller Mar-
ken innerhalb des Konzerns auf 100 zu re-
duzieren und die Fahrzeugproduktion in 
den kommenden Jahren mit der Plattform 
der dritten Generation noch fl exibler zu 
gestalten. So können im selben Werk und 
am selben Fließband deutlich mehr Fahr-
zeuge produziert werden. Dies entspricht 
der Forderung der Porsche-Piech-Dynas-
tie nach „höheren Gewinnmargen trotz 
geringerer Verkaufszahlen“. Die VW-Chefs 
wollen sich in den deutschen Werken auf 
teure Modelle konzentrieren, die höhere 
Gewinnmargen bringen. 

IG Metall übersetzt VW!
Die Pläne des VW-Konzerns waren bereits vor der oben er-
wähnten Aufsichtsratssitzung an die Presse durchgesickert. Ver-

schiedene Medien hatten berichtet, dass 
VW nach dem 2024 in Kraft getretenen 
Sparprogramm einen neuen Angriff splan 
vorbereitet habe und dass in diesem Zu-
sammenhang die Schließung von vier 
Werken auf der Tagesordnung stehe. Die 
betreff enden Meldungen waren am 16. 
Februar, 23. April und 6. Mai auf der Web-
site des Manager Magazins (MM) veröf-
fentlicht worden. Andere Medien hatten 
die Meldungen unter Berufung auf das 
MM verbreitet.

Die IG Metall sah sich hingegen nach je-
ner Veröff entlichung im MM noch am sel-
ben Tag veranlasst, zu erklären, was die 
Artikel bedeuteten (siehe: www.igm-bei-
vw.de). Dass die IG Metall Wolfsburg qua-
si versucht, die Aussagen von CEO Blume 
zu übersetzen, ist im wahrsten Sinne des 
Wortes tragikomisch! Es wird behauptet, 
es sei „völliger Unsinn“, die in der Presse 
bekannt gewordenen Pläne des Konzerns 
als „Generalangriff “ oder „Massenentlas-
sung“ zu bezeichnen. Im Aufsichtsrat des 
Konzerns sitzen IG-Metall-Vorsitzende 
Christiane Benner, GBR-Vorsitzende Da-
niela Cavallo und andere „im Namen der 
Arbeitnehmer“. Wäre es nicht richtiger, 
statt die Presseberichte zu übersetzen, 
die Vertreter im Aufsichtsrat zu fragen, 
worüber gesprochen wurde, und entspre-
chend Stellung zu beziehen?
Von der IG Metall hätte man erwartet, 
dass sie den Arbeitern – statt CEO Blume 
zu übersetzen – anlässlich der am 11. Mai 
beginnenden Wahl der Vertrauensleute 
erklärt, wie man sich gegen die geplanten 
Angriff e wehren kann. Aber vergeblich! 
Die erste Aufgabe der neu gewählten Ver-
trauensleute und der noch zu wählenden 
Vertrauenskörper-Leiter muss es sein, 
dieser Situation Einhalt zu gebieten und 
den Kampf von der Basis aus zu organi-
sieren.

Die wichtigsten Punkte der VW-Platt-
formstrategie (SSP & CSP):

Der VW-Konzern montiert, wie andere 
Automobilkonzerne auch, Modelle ver-
schiedener Marken des Konzerns auf 
denselben Plattformen (Chassis), um 

die Produktionskosten zu senken. VW 
verkauft diese Plattformen zudem an 

andere Automobilkonzerne – so werden 
beispielsweise die in Köln hergestellten 

Ford-Modelle „Explorer“ und „Capri“ auf 
der „MEB“-Plattform von VW montiert.

SSP (Scalable Systems Platform):
Diese „Plattform 3.0“ wird ab der zweiten 
Hälfte der 2020er Jahre alle bestehenden 

modularen Plattformen des Konzerns 
(MQB, MLB, MEB) ablösen. Die Platt-

form, die Elektroantrieb und Digitalisie-
rung vereint, wird konzernweit in über 30 

Modellen eingesetzt werden, von Klein-
wagen bis hin zu Sportwagen.

Kostensenkung und Effi  zienz: Die 
SSP zielt darauf ab, die Fahrzeug- und 

Produktionskosten um 10 bis 20 % 
zu senken, indem sie die einheitliche 

Verwendung von Motoren, Achsen und 
Batterien ermöglicht.

Einheitliche Batterie: Ein wichtiger Be-
standteil der Strategie ist die Einführung 
einer einheitlichen Batteriezelle (Stan-

dardformat), die fl exibel mit unterschied-
lichen chemischen Zusammensetzungen 

bestückt werden kann.

Software-Integration: Die Konzern-
gesellschaft CARIAD arbeitet an einer 

einheitlichen Softwareplattform (VW.OS), 
um Funktionen wie „Over-the-Air“-Up-

dates zu ermöglichen.

Regionale Plattform (CSP): Aufgrund 
der hohen Dynamik auf dem chinesischen 
Markt entwickelt VW dort eigenständig 

die „China Scalable Platform“ (CSP), 
um schneller auf lokale Anforderungen 

reagieren zu können.

Strategie 2030 / Boost 2030: Diese 
Strategien zielen darauf ab, die Modell-
komplexität zu reduzieren, Prozesse zu 
straff en und die Technologie- und Volu-
menführerschaft im Bereich der Elektro-

fahrzeuge zu sichern.
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ZUM LEITARTIKEL DER 
APRIL-AUSGABE
Die Hand ins Feuer legen für Imperialisten?

Von einer Bedrohungslüge zu sprechen, gleicht einer Erklärung, 
dass Russland niemals ein Nato-Staat angreifen würde. So ist es 
auch in den meisten Fällen gemeint. Der Artikel beschreibt sehr 
gut, wie Kriege einzuschätzen sind und dass wir nicht die Hand 
für Imperialisten ins Feuer legen sollten.
Sicherlich ist ein Angriff Russlands auf ein Nato-Staat, ob heu-
te oder 2029, wie ein Schuss in den eigenen Kopf.  Weder mili-
tärisch noch ökonomisch ist Russland in der Lage, einen Krieg 
gegen die Nato zu führen. Allein die europäischen Nato-Mitglie-
der sind mit Material und Soldaten den Russen weit überlegen.
Und bisher dient nur der BND als geheime Quelle der Erkennt-
nis einer russischen Bedrohung. Eine Veröffentlichung von 17 
US-Geheimdiensten sollte auch herangezogen werden, in der zu 
lesen ist: „Russland will mit ziemlicher Sicherheit keinen direk-
ten militärischen Konflikt mit den Streitkräften der USA und der 
NATO“ („Annual Threat Assessment of the U.S. Intelligence Com-
munity“, 5. Februar 2024, Seite 14).
Der Ukraine Krieg hat mittlerweile Russland so weit gebracht, 
dass sie förmlich dabei zuschauen mussten wie die Partner Syri-
en, Venezuela, Iran oder Kuba von den USA geputscht, zerbombt 
oder ausgehungert werden. Dadurch verlieren sie nicht nur ir-
gendwelche Partner, sondern ihre Einflussgebiete. 
Aber soll das jetzt der Beweis dafür sein, dass es von Russland 
zu keinem Angriff kommt? 
In der Ukraine hatte Russland seine roten Linien. Die Nato-Ost-
erweiterung, das EU-Assoziierungsabkommen und die bevor-
stehenden Mitgliedschaften hatten diese Linie überschritten. So 
kam es zum Einmarsch Russlands in die Ukraine. Davor hatten 
innerhalb der Friedensbewegung viele drauf geschworen, dass 
es zu keinem Einmarsch in der Ukraine kommt. Naja, was da-
nach kam, findet bis heute kein Ende.
Aber genau das zeigt uns doch, dass es bestimmte roten Linien 
gibt, die wir nicht vorhersehen können. Gerade in einer Zeit, wo 
der US-Imperialismus um sich her wütet und einem Putsch die 
nächste Bombardierung folgt, bis dahin dass sie sogar Grönland 
annektieren wollen, kann doch jeder Moment der Moment sein, 
in dem rote Linien überschritten werden. 
Welches Argument überwiegt jetzt? Dass das es zu keinem An-
griff kommen wird oder dass eine weitere rote Linie überschrit-
ten wurde und es zu einem Angriff kommen wird? Wir dürfen 
nicht in schwarz-weiß denken und nicht zulassen, dass wir im 
imperialistischen Zahnrad zermürbt werden.
Eins steht fest. Das deutsche Kapital möchte auf der Sonnenseite 
des Verteilungskampfes stehen. Anstatt uns in Diskussionen zu 
verlieren, ob Russland angreift oder nicht, müssen wir darüber 
reden, warum Kriege geführt werden und wie wir die Friedens-
bewegung mit unserer Sicht der Dinge stärken können, um dem 
Ganzen ein Ende setzen. Der Frieden muss unsere rote Linie 
sein.

LESERBRIEFE

SCHICKT UNS LESEBRIEFE!
Du hast eine Ergänzung, Kritik oder auch positive Rückmel-
dung zu einem Artikel? Du denkst etwas wurde falsch darge-
stellt oder wesentliche Argumente fehlen? Dir fehlt es an Arti-
keln zu bestimmten Themen? Du hast Kampferfahrungen oder 
Probleme aus deinem Betrieb die es sich lohnen zu teilen? Du 
kannst wertvolle Einblicke in Kämpfe an Unis, Schulen oder 
Nachbarschaften teilen oder von Problemen dort berichten? 
Dann schreib uns! Denn wir brauchen eure Rückmeldungen 
und Beiträge um die Zeitung ständig weiter zu entwickeln.

Wir veröffentlichen Leserbriefe und Berichte aus Be-
trieb, Schule, Uni, Alltag und Nachbarschaft.
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ZUM ARTIKEL „GIBT ES 
DIE ARBEITERKLASSE IN 
DEUTSCHLAND NOCH?“
Liebe Redaktion,

der Artikel „Gibt es die Arbeiterklasse in Deutschland noch?“ 
liefert eine überzeugende und sachlich gut begründete Ant-
wort auf die Frage des Titels. Besonders hervorzuheben ist die 
klare Einordnung, hier zeigt der Text nachvollziehbar, worauf 
sich der Begriff Arbeiterklasse bezieht und wie der Mythos des 
„Verschwindens der Arbeiterklasse“ konstruiert wird. 
Überzeugend sind außerdem die zahlreichen Statistiken und 
Darlegungen. Die dargestellten Zahlen zur Entwicklung der In-
dustrieproduktion, zur Armutsgefährdung und zur Vermögens-
verteilung verdeutlichen dies. Besonders der Hinweis, dass 
die Produktivität steigt, während gleichzeitig viele Menschen 
kaum Vermögen besitzen und weiterhin auf ihre Arbeitskraft 
angewiesen sind, macht die gesellschaftlichen Unterschiede 
deutlich.

Der Artikel schafft eine verständliche und gut belegte Analyse 
der heutigen Klassengesellschaft und erläutert wodurch Spal-
tung in der Arbeiterklasse gefördert wird.
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